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Protokoll Nr. 28 vom 22. Oktober 2025

Vorsitz René Walther, Grossratsprasident, Arbon

Protokoll Nathalie Kolb, Parlamentsdienste

Sandra Luminati, Parlamentsdienste

Anwesend 121 Mitglieder

Beschlussfahigkeit Der Rat ist beschlussfahig.

Ort Rathaus Weinfelden
Zeit 09.30 Uhr bis 11.53 Uhr
Traktanden

1.

Kantonsburgerrechtsgesuche (24/EB 5/197)

Interpellation von Thomas Leu, Attila Wohlrab, Fabrizio Hugentobler,
Markus Burgi, Martina Pfiffner Miller vom 18. Dezember 2024 ,Lohn-
deckelung fir die Mitglieder der Konzernleitung der Axpo Holding AG*
(24/IN 12/97)

Beantwortung

Totalrevision des Einflhrungsgesetzes zu den Bundesgesetzen Uber die
Alters- und Hinterlassenenversicherung und tber die Invaliden-
versicherung (EG AHVG/IVG) (24/GE 6/120)

Redaktionslesung, Schlussabstimmung

Parlamentarische Initiative von Vico Zahnd vom 8. Mai 2024 ,Anpassung
der Finanzkompetenzen® (20/P1 17/679)
Redaktionslesung, Schlussabstimmung

Nachtragskredit 2025 zum kantonalen Energieférderprogramm
(24/BS 17/168)
Eintreten, Detailberatung, Beschlussfassung
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6. Motion von Reto Ammann, Daniel Eugster, Stephan Tobler vom
26. Oktober 2022 , Thurgauer Sport- und Kulturforderung im Gleichschritt"
(20/MO 38/396)
Abschreibung Seite 29

7. Motion von Judith Ricklin, Sabina Peter Kostli, Christian Mader, Manuela
Fritschi, Stefan Leuthold, Traudi Schonegger, Cornelia Hauser vom
28. August 2024 ,Schaffung der Gewahrung der Sonderschulung fur
Kinder und Jugendliche mit Behinderung gemass Art. 62 Abs. 3 BV*
(24/MO 7/49)
Beantwortung, Diskussion, Beschlussfassung Seite 33

Entschuldigt: Bétrisey Karin, Kesswil
Braun Bernhard, Eschlikon
Dransfeld Peter, Ermatingen
Engeli-Sager Brigitta, Kreuzlingen
Hasler-Roost Cornelia, Aadorf
Mdaller Mathis, Pfyn
Nikolic-Fuss Sandrine, Bettwiesen
Schenk Peter, Zihlschlacht
Vonlanthen-Specker Isabelle, Bichelsee

René Walther, Prasident, FDP: Sehr geehrter Herr Regierungsprasident, sehr geehrte
Mitglieder des Regierungsrates, geschatzte Kolleginnen und Ratskollegen, ich begrisse
Sie zu dieser halbtagigen Sitzung und bitte Sie, lhre Platze einzunehmen. Ich hoffe, Sie
konnten die kurze Herbstpause nutzen, um sich etwas zu erholen, sei es bei einer Wan-
derung, einem Besuch an der OLMA oder anderweitigen Beschéaftigungen. Auf jeden Fall
stelle ich fest, dass Gesprachsstoff vorhanden ist. So machen wir uns jetzt zusammen
auf den Endspurt in Richtung Jahreswechsel.

Besonders begrisse ich die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller fir das Kantonsbur-
gerrecht, die den Akt ihrer Einblrgerung hier im Ratssaal auf der Zuschauertribline und
— mangels Platzes — im Traubensaal gegeniber per Livestream mitverfolgen. Wir freuen
uns Uber lhre Anwesenheit und lhr Interesse und wunschen |hnen einen angenehmen
Besuch hier bei uns im Rat. Besten Dank an Kantonsrat Ciril Schmidiger und an Kan-
tonsratin Michéle Strahl-Obrist, die die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller in den
Ratsbetrieb eingeflhrt haben.
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Am 2. Oktober 2025 ist alt Kantonsrat Gerold Krdhenmann im Alter von 86 Jahren ver-
storben. Er gehdrte dem Grossen Rat von 1980 bis 1990 als Mitglied der damaligen
CVP-Fraktion an. Er war von 1983 bis 1988 Mitglied der Budget- und Staatsrechnungs-
kommission und von 1983 bis 1984 sowie von 1988 bis 1990 Mitglied der Geschéaftspru-
fungskommission. Er nahm zudem Einsitz in 21 Spezialkommissionen, wovon er eine
prasidierte. Ich bitte Sie, dem Verstorbenen ein ehrendes Andenken zu bewahren.

Stimmenzahlerin Isabelle Vonlanthen-Specker ist heute abwesend. Das Ratsbiro
schlagt lhnen Lukas Madorin als Ersatzstimmenzahler vor, sofern ein entsprechender
Einsatz Uberhaupt notwendig wird. Sind Sie damit einverstanden? Ihrem Stillschweigen
entnehme ich Zustimmung. Wir kommen zur Erfassung der Prasenz. Wer anwesend ist,
dricke die Taste 1. Bitte bestatigen Sie jetzt Inre Anwesenheit.

Abstimmung Prasenz:
Anwesend: 121
Abwesend: 9

René Walther, Prasident, FDP: Es sind 121 Ratsmitglieder anwesend, der Rat ist somit

beschlussfahig. Ich stelle die Tagesordnung zur Diskussion. Die Tagesordnung ist unbe-
stritten und somit stillschweigend genehmigt.
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1. Kantonsbiirgerrechtsgesuche (24/EB 5/197)

Eintreten

René Walther, Prasident, FDP: Die Liste der Gesuche und den Bericht der Justizkom-
mission haben Sie vorgangig erhalten. Das Wort zum Eintreten hat die Prasidentin der
Justizkommission, Kantonsratin Michéle Strahl-Obrist.

Micheéle Strahl-Obrist, FDP: Der Grosse Rat ist gemass § 40 Abs. 5 der Kantonsverfas-
sung befugt, das Kantonsburgerrecht zu verleihen. Das Verfahren richtet sich nach den
Bestimmungen des Gesetzes uUber das Kantons- und Gemeindeblrgerrecht. Die Gesu-
che um die Erteilung des Kantonsburgerrechts werden von der Justizkommission zuhan-
den des Grossen Rates vorberaten. Die dem Grossen Rat per 22. Oktober 2025 vorlie-
genden Kantonsbilrgerrechtsgesuche hat die Justizkommission an der Sitzung vom
8. September 2025 vorberaten, nachdem die entsprechenden Gesuchsunterlagen in den
Subkommissionen eingehend Uberprift worden sind. Bei der Behandlung der Kantons-
blrgerrechtsgesuche standen der Justizkommission Philipp Molls, Chef Amt fur Handels-
register und Zivilstandswesen, und Kreshnik Selami, Abteilungsleiter Burgerrecht, fir die
Beantwortung von Fragen zur Verfligung. Herzlichen Dank den beiden Herren und herz-
lichen Dank auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilung Burgerrecht fur die
stets gute Vorbereitung der Gesuchsunterlagen. Die Kommission beantragt einstimmig,
auf die Vorlage einzutreten.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion zum Eintreten ist offen, wird nicht be-
natzt — geschlossen. Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten und somit beschlossen.

Detailberatung

René Walther, Prasident, FDP: Wir fahren fort mit der Detailberatung. Das Wort hat
wiederum die Prasidentin der Justizkommission, Kantonsratin Michéle Strahl-Obrist.

Micheéle Strahl-Obrist, FDP: Es liegen 104 Antrage vor. Ein Antrag betrifft das Gesuch
eines Schweizer Bulrgers, 103 Antrage betreffen auslandische Bewerberinnen und Be-
werber. Es sind 25 Bewerberinnen und Bewerber, welche die Einblrgerung zusammen
mit der Ehepartnerin bzw. dem Ehepartner beantragen. Ebenfalls zur Einbirgerung vor-
geschlagen sind insgesamt 20 Téchter und 27 Séhne von schweizerischen und auslan-
dischen Eltern. Sie sind in den Gesuchen ihrer Eltern miteinbezogen. Insgesamt bewer-
ben sich somit 175 auslandische sowie eine Schweizer Person um das thurgauische
Kantonsburgerrecht. Die vorliegende Liste beinhaltet weitere Angaben, wie Name, Beruf,
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Staatszugehorigkeit und Alter der Bewerberinnen und Bewerber und deren Ehepartner.
Die Berufsbezeichnung entspricht in der Regel der Tatigkeit, welche die Gesuchstellen-
den zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung ausgeiibt haben. Anderungen, soweit sie
bekanntgegeben wurden, sind nachgeflhrt. Die Justizkommission hat sdmtliche auf der
Liste enthaltenen Gesuche auf Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Grundlagen ge-
pruft und festgestellt, dass die Voraussetzungen fur die Einburgerungen erfillt sind. Die
Justizkommission Uberpruft insbesondere, ob sich seit der Erteilung des Gemeindebdir-
gerrechts wesentliche Faktoren verandert haben. Fur sémtliche auf der Liste aufgefuhr-
ten Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller liegt die eidgendssische Einburgerungsbewil-
ligung vor. Die Wohngemeinden haben allen EinblUrgerungswilligen das jeweilige Ge-
meindeburgerrecht, welches Voraussetzung flr den Erwerb des Kantonsburgerrechts ist,
verliehen. Das Gemeindeburgerrecht wird jedoch erst wirksam, wenn auch das Kantons-
birgerrecht erteilt worden ist. Die Justizkommission empfiehlt Ihnen einstimmig, das
Kantonsburgerrechtsgesuch Nr. 1 eines Schweizer Burgers zu genehmigen. Die 103
Gesuche Nr. 2 bis 104 von Auslanderinnen und Auslandern werden mit 12:1 Stimmen
bei 1 Enthaltung zur Annahme empfohlen.

René Walther, Prasident, FDP: Ich er6ffne die Diskussion zur Detailberatung. Die Dis-
kussion wird nicht benltzt — geschlossen.

Beschlussfassung

René Walther, Prasident, FDP: Wir kommen somit zur Beschlussfassung. Wir stimmen
zuerst Uber die Verleihung des Kantonsburgerrechts an einen Schweizer Blrger ab. Bitte
stimmen Sie jetzt Uber das Gesuch Nr. 1 ab.

Abstimmung Kantonsbiirgerrechtsgesuch Nr. 1:
Ja: 121

Nein: 0

Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben dem Gesuch Nr. 1 mit 121:0 Stimmen zuge-
stimmt. Nun kommen wir zur Verleihung des Kantonsbulrgerrechts an auslandische
Staatsbirgerinnen und Staatsbirger. Bitte stimmen Sie jetzt Gber die Gesuche Nr. 2 bis
104 ab.

Abstimmung Kantonsbilirgerrechtsgesuche Nrn. 2 bis 104:
Ja: 102

Nein: 11

Enthaltung: 8
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René Walther, Prasident, FDP: Sie haben den Gesuchen Nr.2 bis 104 mit
102:11 Stimmen bei 8 Enthaltungen zugestimmit.

Verehrte neue Thurgauerinnen und Thurgauer, ich gratuliere lhnen im Namen des Gros-
sen Rates und des Regierungsrates zu lhrem heute erlangten Birgerrecht. Nutzen Sie
es in konstruktiver Weise und engagieren Sie sich in |hrer Wohngemeinde. Unsere De-
mokratie ist kein Selbstldufer und alles andere als selbstverstandlich. Sie braucht moti-
vierte Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirger, die sich mit Uberzeugung und Biirgersinn fiir
das Gemeinwohl einsetzen. Zur Feier lhrer Einblrgerung sind Sie nun zum Empfang im
Traubensaal gegenuber dem Rathaus eingeladen. Die Mitglieder der Justizkommission
werden Sie zum Apéro begleiten. Das Geschaft ist erledigt.
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2. Interpellation von Thomas Leu, Attila Wohlrab, Fabrizio Hugentobler, Markus
Biirgi, Martina Pfiffner Miller vom 18. Dezember 2024 ,,Lohndeckelung fur die
Mitglieder der Konzernleitung der Axpo Holding AG* (24/IN 12/97)

Beantwortung

René Walther, Prasident, FDP: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Die
Interpellanten und Interpellantinnen, vertreten durch Kantonsrat Thomas Leu, haben zu-
erst das Wort fur eine kurze Erklarung, ob sie mit der Beantwortung zufrieden sind.

Thomas Leu, Kantonsrat, FDP: Ich bedanke mich, auch im Namen der Mitinterpellanten,
fur die Riuckmeldung der Regierung zu unseren Fragen. Gleichzeitig stelle ich aber auch
fest, dass die Fragen, wenn Uberhaupt, dann hdéchstens oberflachlich beantwortet wur-
den. Die Diskussionen und Aussagen in anderen Kantonen, sowohl in deren Parlamen-
ten als auch von den Kantonsregierungen, zeigen, dass in anderen Kantonen ein Hand-
lungsbedarf bejaht wird und auch eine Vorstellung Uber das konkrete Vorgehen vorhan-
den ist. Sie zeigen auch, dass bereits agiert wurde. Dass der Kanton Thurgau, der eine
Beteiligung von gut 12.251 % an der Axpo Holding AG halt, keine Verantwortung in die-
ser wichtigen Frage Ubernehmen will, ist fir uns nicht nachvollziehbar. Wir fordern die
Regierung auf, ebenfalls aktiv zu werden und solchen Lohneskapaden eine deutliche Ab-
fuhr zu erteilen. Wir sind, wenn Sie das so pragnant hdren wollen, nicht zufrieden mit der
Antwort der Regierung. Deshalb beantrage ich fir die Interpellanten die Diskussion.

René Walther, Prasident, FDP: Die Interpellantinnen und Interpellanten beantragen Dis-
kussion. Bitte stimmen Sie jetzt dartber ab.

Abstimmung:
Ja: 83

Nein: 0
Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben mit 83:0 Stimmen Diskussion beschlossen.
Ich erdffne die Diskussion. Das Wort hat nochmals Kantonsrat Thomas Leu.

Thomas Leu, Kantonsrat, FDP: Die Interpellanten haben insgesamt vier Fragen einge-
reicht, nachdem die Konzernleitung der Axpo Holding AG sich fir das Geschaftsjahr
2023/2024 fixe und variable Entschadigungen gegoénnt hat, die im Vergleich zum Vorjahr
um 80 % angestiegen sind — Entschadigungen im siebenstelligen Bereich in einem Kon-
zern, der zu 100 % im Eigentum der 6ffentlichen Hand ist. Diese massive Erhéhung der
gesamten Entschadigungen wurde ausgerichtet, nachdem kurz zuvor, namlich im Jahr

28/7



Protokoll des Grossen Rates vom 22. Oktober 2025

2022, auf Bundesebene ein Rettungsschirm zur Sicherstellung der Liquiditat der Axpo
gespannt werden musste. Die Interpellanten sind nach wie vor der Ansicht, dass ein voll-
standig im Eigentum der 6ffentlichen Hand befindliches Unternehmen, das in einem zu-
mindest teilweise regulierten Markt agiert und zudem auch nicht boérsenkotiert ist, Gber
ein System an fixen und variablen Entschadigungen verfugen sollte, das nicht irgendwel-
chen Marktgewohnheiten, sondern dem gesunden Menschenverstand folgt und dem-
nach nach oben auch begrenzt ist. Die vier gestellten Fragen wurden grosstenteils nicht
beantwortet, sondern es erfolgten Ausfihrungen eher allgemeiner Natur. So wurde bei-
spielsweise zur Kernfrage, wie die Regierung die Hohe der fixen und variablen Entscha-
digungen beurteile, ausgefuhrt, man werde die weitere Entwicklung aufmerksam und kri-
tisch verfolgen. Zur eigentlichen Frage wurde aber keine Stellung bezogen. Es scheint
mir, als ob die Regierung zu den Salaren in Millionenhdhe Uberhaupt keine Meinung hat-
te. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann doch nicht sein. Auch zur Frage nach den
Parametern, die den variablen Bestandteil der Entschadigung beeinflussen, erfolgte in-
haltlich keine konkrete Antwort, die Uber das Erwadhnen von kollektiven Teamzielen und
einer Zielhierarchie hinausging. Es folgte aber immerhin ein Hinweis, dass die variable
Komponente bei 200 % gedeckelt sei und dass die spezifischen Ziele vom Verwaltungs-
rat definiert wirden: von einem Verwaltungsrat, der notabene von den Eigentimern ge-
wahlt wird — und auch von den Eigentimern wiedergewahlt wird —; einem Verwaltungs-
rat, den man nach den allgemeinen Regeln der Vertragskunst mit einem Mandatsvertrag
belegen und entsprechend auch fihren kann. Genau zu dieser Flhrung, zu dieser unbe-
strittenermassen maoglichen Einflussnahme der Eigentimer der Axpo hatten die Interpel-
lanten Antworten erwartet. Antworten, die aufzeigen, dass die Regierung, gegebenen-
falls auch im Zusammenspiel mit den anderen Aktionaren, eine klare Strategie verfolgt,
die auch Aussagen zur Entldhnung der Konzernleitung macht. Diese Hoffnungen wollte
die Regierung offenbar nicht erfullen. Sie erachtet eine Lohndeckelung als zu grossen
Eingriff in die Kompetenzen des Verwaltungsrates — einer Aktiengesellschaft —, womit sie
immerhin eine Frage konkret beantwortet. Die Aussage der Regierung verkennt aber,
dass aus den Kantonen Aargau, Zurich, Glarus und St. Gallen eine ganz klare Vorstel-
lung zur Entschadigung kommt. Ein Blick Uber die Kantonsgrenzen hinaus zeigt namlich
folgendes Bild: Der Grosse Rat des Kantons Aargau hat einstimmig einen Lohndeckel
von 1 Mio. Franken gefordert, fir Fixum und Bonus, und auch im Kanton Zirich hat das
Parlament ein dringliches Postulat mit gleichem Inhalt Gberwiesen. Im Kanton St. Gallen,
wo die Verhaltnisse absolut identisch sind wie im Thurgau, weil auch im Kanton
St. Gallen der Kanton als Eigentimer indirekt beteiligt ist, ndmlich Uber die St. Gallisch-
Appenzellische Kraftwerke AG (SAK) anstatt wie im Thurgau Uber die EKT Holding AG,
hat die Regierung auf einen entsprechenden Vorstoss im Parlament reagiert und verlau-
ten lassen, sie wolle sich ,daflr einsetzen, dass die SAK flir die Geschaftsleitung der
Axpo eine massvolle Vergutungspolitik einfordere.“ Das entspricht einer klaren Haltung
und zeigt, dass eine Einflussnahme, eine Ubernahme der Fiihrungsverantwortung még-
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lich ist. Eine solche Fuhrungsverantwortung scheitert eben gerade nicht an formellen
Hurden wie beispielsweise der indirekten Form der Beteiligung durch die EKT, oder eben
in St. Gallen durch die SAK. Sogar im Kanton Glarus, der nur eine relativ kleine Beteili-
gung an der Axpo halt, haben die Fraktionen gemeinsam eine Motion eingereicht, wel-
che die Glarner Regierung dahingehend beantwortet hat, dass die Aktionare Zielvorga-
ben machen sollten. Ja, die Aktionare machen Zielvorgaben — nicht der Verwaltungsrat.
Das ist ein entscheidender Unterschied. Die Glarner Regierung hat also ebenfalls er-
kannt, dass die Aktionare das Heft in die Hand nehmen muissen und die Fragen der Ver-
gutung nicht den direkt von den Entscheidungen mitprofitierenden Verwaltungsraten al-
lein Uberlassen werden kann und darf. Die Ausfuhrungen der Thurgauer Regierung, wo-
nach sie quasi keinen Einfluss nehmen kénne, erweisen sich aus Sicht der Interpellanten
als nicht zutreffend. Was die anderen Eigentimer bereits umgesetzt haben, hatte auch
im Kanton Thurgau langst erfolgen kdénnen und mussen. Die Ruckmeldung der Regie-
rung ist nach Auffassung der Interpellanten nicht nur ungentigend — sie zeigt auch, dass
das Bewusstsein, dass ein bedeutender Aktionar nicht nur berechtigt, sondern eben so-
gar verpflichtet ist, Kraft seiner Stellung als Aktionar Einfluss zu nehmen und die Fih-
rung eines Unternehmens nicht allein dem Verwaltungsrat obliegen kann, den man
selbst gewahlt hat, fehlt oder zumindest zu wenig ausgepragt ist. Der konkrete Hinweis
der Regierung auf die beschlossene Statutenanderung, nach der die Generalversamm-
lung die Vergutung von Verwaltungsrat und Geschaftsleitung der Axpo jahrlich zu ge-
nehmigen hat, ist korrekt — sie ersetzt aber die Fihrung durch die Aktionare nicht. Was
die Statuten namlich neu festhalten, entspricht lediglich dem, was das Gesetz bei bor-
senkotierten Gesellschaften in Art. 734a des Obligationenrechts (OR) bereits — und das
in noch differenzierterer Form — vorgibt. Deshalb bieten auch die geadnderten Statuten
kein ausreichendes Instrument zur Einflussnahme. Eine solche Einflussnahme kann und
muss direkt durch die Aktionare erfolgen, gerade weil es sich um ein Unternehmen han-
delt, das zu 100 % im Eigentum der o6ffentlichen Hand steht. Die Interpellanten fordern
daher die Regierung auf, die Entwicklungen der fixen und variablen Entschadigungen
nicht nur zu beobachten, sondern aktiv mitzugestalten. Ein Lohndeckel von insgesamt
1 Mio. Franken, fix und variabel, darf als ausreichend erachtet werden — auch ausrei-
chend, um qualifiziertes Personal zu finden. Zu diesem Schluss sind die genannten Akti-
onare aus den umliegenden Kantonen ja bereits gekommen. Unsere Regierung kann da-
rum ohne viel Aufwand in diesen Tenor einstimmen und zeigen, dass auch sie bereit ist,
die Spielregeln fur die Entschadigung von Verwaltungsrat und Konzernleitung im Axpo-
Konzern festzulegen. Damit handelt sie nicht nur weitsichtig, sondern sie stellt auch si-
cher, dass die erwirtschafteten Gewinne bei den Aktiondren und nicht in den Taschen
des Managements landen. Deshalb die Forderung aktiver Einflussnahme. Besten Dank
fur Ihre Aufmerksamkeit.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Peter Bihler, nach ihm
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folgt Kantonsrat Marcel Wittwer.

Peter Biihler, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Uberrissene Lohne sind gesellschaftspolitisch
Sprengstoff. Man kann es drehen und wenden, wie man will: Zu hohe Lohne, welche
nichts mehr mit ,verdienen“ zu tun haben, bewirken in der Bevolkerung, auch in der
Thurgauischen, Unverstandnis, Wut und — ja, seien wir ehrlich — auch Neid. Gerade bei
staatlichen und halbstaatlichen Institutionen und Unternehmen ist dem Sensorium fur
Lohn und Lohnsteigerung bei den Top-Kadern ganz besonders Beachtung und ,Gefuhls-
Touch® zu schenken. Wir danken der Regierung fur die Beantwortung der Fragen. Einen
Schmunzler konnte ich mir bei der Begrindung zu Frage 1, warum der Lohn von
2022/2023 auf das Folgejahr hin so stark gestiegen sei, nicht verkneifen. Sollte es nicht
selbsterklarend sein, dass man bei staatlicher Unterstitzung mittels Finanzhilfen, damals
immerhin 4 Mia. Franken, zuerst einmal — und vielleicht auch im Jahre darauf — auf Boni
verzichten musste? Wie selbstverliebt und abseits des gesellschaftlichen Konsenses
muss man sein, wenn man glaubt, im Jahr nach solchen Unterstitzungsmassnahmen,
auch mit der Hilfe von Verwaltungsraten, welche den Staat reprasentieren sollten, die
,Bonus-Hand" bereits wieder von Neuem aufhalten zu kdnnen? Wir haben mit Befriedi-
gung zur Kenntnis genommen, dass der Regierungsrat bei Frage 1 sagt — ich rezitiere
noch einmal: ,Der Regierungsrat wird die weitere Entwicklung aufmerksam und kritisch
verfolgen.” ’Kritisch’ ist der Anspruch von uns®, soll die parlamentarische Zusatzaussage
dazu sein. Leistung, da sind wir uns einig, soll belohnt werden — auch Leistung bei Un-
ternehmen, welche direkt oder indirekt dem Staat gehdren. Aber: Wie viel ist genug? Wie
viel ist zu viel? Fur mich personlich ist jeder Lohn Gber 500’000 Franken ein grosser, ein
sehr grosser Lohn. Das ist immerhin fast das Doppelte des Lohnes eines Thurgauer Re-
gierungsrates — und die, das wissen wir, stemmen ja ein beachtliches Pensum —, oder
das 6.5-fache eines Thurgauer Medianlohnes, also des nach oben und unten austarier-
ten Mittelwertes aller Thurgauer Lohne. Was darUber hinausgeht, ist fur normale Birge-
rinnen und Blrger zu viel. Ich wiederhole es: Es ist einfach zu viel. Auch wenn immer
wieder gesagt wird, man finde keine Leute, wenn man nicht noch héhere Léhne anbiete,
wird diese Aussage durch Wiederholung nicht wahrer. Ich habe jedenfalls noch nie ge-
hort, dass lukrative Jobs mit Lohnen bis zu 500’000 Franken nicht besetzt worden seien,
weil sich niemand daflr beworben hatte — denn es ist doch oft die Aufgabe, etwas
Grossartiges in einem ,Superunternehmen® bewerkstelligen zu kdénnen, die reizt. Wenn
das Postulat unserer Kollegen der Kantone links und rechts von uns jetzt bei 1 Mio.
Franken liegt, kann ich damit auch leben. Aber mehr? Mit Genugtuung haben wir in der
Beantwortung von Frage 2 gelesen, dass aufgrund der ausserordentlich hohen Zielerrei-
chung alle Mitarbeiter ebenfalls direkt davon profitiert haben und auch einen Pramien-
lohnanteil erhielten. So stellen wir uns das vor — bravo. So sollte es eigentlich auch sein.
Nicht einverstanden, und hier nehme ich auch meinen Vorredner wieder mit, sind wir mit
der Aussage in der Beantwortung der Frage 4, nach der die EKT Holding AG die Aktio-
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narsrechte austbe und so quasi autonom agiere. Die EKT gehort auch den Thurgaue-
rinnen und Thurgauern. Also darf man erwarten, dass es bei grundsatzlichen Fragen wie
der Entlbhnung der Geschaftsleitung auch ein gewichtiges Wort der Thurgauer Regie-
rung gibt zu dieser Sachfrage. Sonst finden sich namlich allenfalls sehr schnell ,Bran-
chenkollegen® zu einer Solidaritatsgemeinschaft zusammen. Der Regierungsrat soll in
dieser gesellschaftspolitisch heiklen Frage eine verbindliche Weisung an die EKT Hol-
ding AG machen. Fazit bleibt: Zu hohe Lohne, welche in der Gesellschaft als ,,Abzocke*
verstanden werden, spalten die Gesellschaft und sind staatspolitisch trennende und nicht
verbindende Teile. Von der Regierung erwartet die Fraktion Die Mitte/EVP, dass sie bei
Lohnfragen bei der Axpo-Geschaftsleitung gleich kritisch hinschaut und sich ebenso
pointiert dazu aussert, wie sie es bei einem Vorstoss eines Kantonsrates im Kanton
Thurgau tut. Dann wissen wir, dann kommt es gut. Danke flr die Aufmerksamkeit.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Marcel Wittwer, nach
ihm folgt Kantonsréatin Elina Muller.

Marcel Wittwer, Kantonsrat, EDU/Aufrecht:. Besten Dank fur die Interpellation und die
Antwort des Regierungsrates. Einen Vorstoss zu diesem Thema hatte ich von einer an-
deren Seite erwartet, heisst es doch bei Lohnen von Gesundheitsmanagern in einem
genauso kaputtregulierten Sektor notorisch, dies sei ein Nebenschauplatz, und es sei
Populismus, die Léhne anzutasten und politisch vorzugeben. Ich persdnlich halte nichts
von politischer Lohnregulierung, weil politische Eingriffe in das Marktgeflige mehr Scha-
den als Nutzen bedeuten. Das gilt aber nur fur die Privatwirtschaft. Mit Lohnregulierung
meine ich Ubrigens auch die Regulierung von geschlechterspezifischen Léhnen, dies hat
ebenfalls nichts verloren in der privaten Wirtschaft. Wirde man Branchen wie Energie,
Gesundheit und Banken nicht sozialistisch regulieren, hatte man das Problem ungerecht-
fertigter Léhne gar nicht, weil jeder fur seine Arbeit geradestehen musste. Lohn, wie
auch Rendite, kommt immer mit Risiko und Fleiss und nicht, wenn der Staat das Tragen
des Risikos uUbernimmt. Gewinne privatisieren und Verluste vergemeinschaften: Das
geht nicht. Es muss eine Symmetrie herrschen — Gewinne privatisieren, wenn auch die
Verluste getragen werden. Wir sind weit davon entfernt, Markte in Ruhe zu lassen. Und
da aktuell die Verantwortlichkeit im Energiekonzern Axpo nur eingeschrankt vorhanden
ist, l&sst sich Uber Eingriffe in die Lohnpolitik diskutieren, zumal es um Volksvermdgen
geht. Auch der Evergreen, dass sich kein qualifiziertes Personal finden liesse, Uberzeugt
bei Staatsunternehmen nicht, da Pdstchen viel schneller aufgrund von Bekanntschaften,
Prestige oder Gefalligkeit vergeben werden, als dies in der Privatwirtschaft der Fall ist —
in der es aber auch oft genug vorkommt. Die Fraktion EDU/Aufrecht zeigt sich deshalb
wegen der fehlenden Risikokomponente in Staatsbetrieben wie der Axpo offen fir eine
Lohndeckelung, aber nicht in der freien Marktwirtschaft.
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René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsratin Elina Muller, nach ihr
folgt Kantonsrat Didi Feuerle.

Elina Miller, Kantonsratin, SP und Gew.: 1.8 Mio. Franken Vergutung pro Jahr: Nach
Abzug des Schweizer Medianlohns von 81’500 Franken kann man sich davon immer
noch ein komplettes Einfamilienhaus bauen — jedes Jahr. Mit Medianlohn muss man fir
diesen Verdienst 22 Jahre arbeiten. Hat die Konzernleitung der Axpo wirklich mehr als
dreimal so viel Verantwortung zu tragen wie ein Bundesrat oder wie eine Bundesratin?
Sehr hohe Léhne und Boni an der Spitze eines Unternehmens bedeuten, dass die Ange-
stellten auf der anderen Seite dieser Lohnskala weniger bekommen, als ihnen zusteht —
oder dass die Produkte, in diesem Fall Energie, zu teuer sind. Auch wenn es aufgrund
von Effizienzgewinnen mehr zu verteilen gibt, sollte das fair geschehen, also durch eine
Verglunstigung der Produkte und mehr Lohn auf allen Lohnstufen — im Fall der Axpo na-
turlich auch durch Ausschittung an die Eignerkantone. Ohne zu sehen, wer diese Inter-
pellation eingereicht hat, kbnnte man doch fast auf die |ldee kommen, der Vorstoss kédme
aus unserer Fraktion, SP und Gewerkschaften. Es freut mich ja, dass von Seiten der
FDP erkannt wurde, wie stossend so exorbitant hohe Vergitungen sind — auch wenn sie
ihre Kritik auf Unternehmen in 6ffentlicher Hand beschréanken. Wir haben es gehort: In
anderen Eignerkantonen wurden die Lohnsteigerungen bei der Axpo ebenfalls sehr kriti-
siert, in Zurich und Aargau ein Lohndeckel von 1 Mio. Franken beschlossen. Wir befulr-
worten, dass die Statuten dahingehend geéndert wurden, dass nun die Generalver-
sammlung Uber die Vergutung von Verwaltungsrat und Geschéftsleitung entscheidet,
und wir erwarten von unserer Regierung, dass sie sich dann auch mit ihrem Einfluss fur
angemessene Entschadigungen einsetzt.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Didi Feuerle, nach ihm
folgt Kantonsrat Marcel Preiss.

Didi Feuerle, Kantonsrat, GRUNE: Wer will, sucht Lésungen — wer nicht will, sucht Aus-
reden. Das kam mir beim Durchlesen der Antworten zu diesem Vorstoss als erstes in
den Sinn. Unser Regierungsrat mdchte gar nichts machen gegen die exorbitanten Léhne
bei der Axpo-Konzernleitung. Die Axpo gehort den Nordostschweizer Kantonen. Unge-
fahr ein Achtel der Axpo gehdrt dem Kanton Thurgau. Das heisst, unsere Kantonsregie-
rung kénnte sich sehr wohl fur eine Deckelung der Léhne bei der Axpo-Konzernleitung
einsetzen. Man kennt sich bestimmt. Zum Beispiel sitzt alt Regierungsrat und amtieren-
der SVP-Standerat Dr. Jakob Stark im Axpo-Verwaltungsrat. Lohne sind Teil der Be-
triebskosten und missen unter anderem uber den Stromverkauf eingespielt werden. Das
heisst, die Stromkonsumentinnen und -konsumenten zahlen letzten Endes diese exorbi-
tanten Saldre. Das Boni-Modell bei der Axpo muss darum zwingend angepasst, und die
Konzernleitungsléhne muissen gedeckelt werden. 1 Mio. Franken Lohn inklusive Boni
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ware mehr als genug. Die Gleichung ,Je hoher der Lohn, desto besser ist die Managerin
oder der Manager” stimmt leider nicht. Die Zeche bei einem Scheitern der Axpo muss
von der Allgemeinheit getragen werden. Es ist gut, wenn der Regierungsrat die weitere
Entwicklung aufmerksam und kritisch verfolgt, aber es ware eben noch besser, wenn er
auch handeln wirde. Der Handlungsbedarf ist gegeben. Mehr gibt es dazu nicht zu sa-
gen.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Marcel Preiss, nach ihm
folgt Kantonsrat Raphael Stutz.

Marcel Preiss, Kantonsrat, GLP: Zunachst mochte ich mich beim zustandigen Regie-
rungsrat und der Verwaltung fur die ausfihrliche Beantwortung der Interpellation bedan-
ken. Mein Dank gilt ebenso den Interpellanten, die ein Thema aufgriffen, das es dringend
zu klaren gilt. Die Antwort des Regierungsrates auf die Interpellation zeigt eine erstaunli-
che Distanz zum Volkswillen und zur politischen Verantwortung, welche die 6ffentliche
Hand als Miteigentimerin eines staatsnahen Unternehmens tragt. Wahrend die Axpo in
den letzten Jahren massiv von Marktentwicklungen und staatlichen Absicherungen profi-
tiert hat, sind die Léhne und Boni der Konzernleitung in einer Art und Weise angestiegen,
die in der Offentlichkeit zu Recht auf Unverstéandnis stdsst. Im Jahr 2013 wurde die so-
genannte ,Abzocker-Initiative“ mit 67.9 % Ja-Stimmen angenommen. Diese sehr deutli-
che Zustimmung war ein klares Signal der Bevolkerung: Ubermassige Entschadigungen
in Unternehmen mit 6ffentlicher Beteiligung sollten demokratisch kontrolliert und be-
grenzt werden. Dass der Regierungsrat nun erklart, eine Lohndeckelung sei ein zu gros-
ser Eingriff in die Kompetenz des Verwaltungsrates einer Aktiengesellschaft, steht in di-
rektem Widerspruch zu diesem Volksentscheid. Gerade bei Unternehmen in offentlicher
Hand ist es Aufgabe der Eigentimer, Rahmenbedingungen vorzugeben — auch in Vergu-
tungsfragen. Es geht hier nicht um ein privates Unternehmen, sondern um ein zu 100 %
offentlich kontrolliertes Energieunternehmen mit systemischer Bedeutung. Die Axpo hat
2022 von einem vom Bund aufgespannten Rettungsschirm in der Hohe von 4 Mia. Fran-
ken profitiert. Auch wenn dieser Kreditrahmen glicklicherweise nicht beansprucht wer-
den musste, zeigt er deutlich, dass der Staat bereitstand, das Unternehmen in einer Kri-
sensituation zu stitzen. Ein Unternehmen, das sich auf solche staatlichen Sicherungs-
netze verlassen kann, muss auch bereit sein, Lohn- und Bonussysteme nach klaren 6f-
fentlichen Standards auszurichten. Exorbitante Vergutungserhéhungen von 80 % inner-
halb eines Jahres, wie sie im Geschéaftsbericht 2023/2024 ausgewiesen sind, widerspre-
chen diesem Prinzip fundamental. Der Regierungsrat verweist auf internationale und na-
tionale Vergutungsvergleiche, um die Erhdhung zu rechtfertigen. Doch diese Vergleiche
blenden einen entsprechenden Punkt aus: Die Axpo ist kein rein privates, marktorientier-
tes Unternehmen. Es handelt sich um einen staatsnahen Betrieb mit Versorgungsauf-
trag, klaren Public-Governance-Verantwortungen und einem dominierenden Einfluss 6f-

28/13



Protokoll des Grossen Rates vom 22. Oktober 2025

fentlichen Eigentums. Es ist deshalb nicht sachgerecht, die Lohne der Axpo-
Konzernleitung einfach mit privaten europaischen Energiekonzernen oder bdrsenkotier-
ten Industrieunternehmen zu vergleichen. Ein solcher Vergleich fuhrt zwangslaufig zu ei-
ner Lohnspirale nach oben, ohne dass demokratische Kontrollmechanismen greifen. Der
Kanton Thurgau halt mit der EKT Holding AG einen Anteil von 12.25 % an der Axpo.
Diese Beteiligung verpflichtet uns, aktiv und klar Position zu beziehen. Die nun in die
Statuten aufgenommene jahrliche Genehmigung der Vergutungen durch die Generalver-
sammlung ist ein wichtiger Schritt, aber kein Ersatz fur klare politische Leitlinien. Wenn
die Mehrheit der Aktionarsvertreter bislang keine Lohndeckelung unterstutzt hat, ist das
ein Hinweis auf fehlenden politischen Druck, nicht auf mangelnde Legitimitat einer sol-
chen Massnahme. Wenn man als Aktionarin schon Politiker in den Verwaltungsrat wahlt
— was wir im Grundsatz ankreiden —, dann sollten doch gerade diese Politiker im Verwal-
tungsrat die ndtige Sensibilitat mitbringen, dass der Volkswille nicht Abzockern zum Op-
fer fallt. Fehlt diese, dann soll der Kanton die Konsequenzen ziehen und andere Verwal-
tungsrate stellen. Aber wenn Boni und Gehalter in staatsnahen Betrieben die Bodenhaf-
tung verlieren, entsteht eine gefahrliche Kluft zwischen Flhrungsetage und Bevolkerung.
Verantwortung in staatsnahen Betrieben bedeutet auch, Mass zu halten und Vorbild zu
sein. Es kann nicht sein, dass dieselben Personen, die von staatlichen Sicherheitsnetzen
profitieren, sich gleichzeitig auf Marktlogik berufen, um tberproportionale Lohnerhéhun-
gen zu rechtfertigen. Kommen wir zur Schlussfolgerung. Der Regierungsrat verkennt in
seiner Antwort die Tragweite des Themas. Es geht nicht bloss um einzelne Lohnsum-
men, sondern um Vertrauen, demokratische Kontrolle und eine faire Balance zwischen
Leistung und Verantwortung. Eine klare Lohnpolitik mit Obergrenzen orientiert sich an
objektiven Kriterien wie Bundesratssalaren oder 6ffentlich-rechtlichen Besoldungssyste-
men. Dies ware ein Zeichen von Fluhrungsstarke und Respekt gegenuber der Bevolke-
rung. Der Kanton Thurgau sollte sich deshalb aktiv dafiir einsetzen, dass bei der Axpo
verbindliche Vergutungsleistungen eingefiihrt werden, die dem o&ffentlichen Charakter
des Unternehmens gerecht werden. Dass gerade auch Parteien wie die GLP oder die
FDP, welche wirtschaftsnahe sind, solche Exzesse scharf verurteilen, spricht Bande.
Damit sollen auch die Tausenden von Unternehmen, die das korrekt und verantwor-
tungsvoll machen, geschutzt werden. Ich habe geschlossen.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Raphael Stutz, nach ihm
folgt Kantonsrat Attila Wohlrab.

Raphael Stutz, Kantonsrat, SVP: Es erstaunt mich, dass in diesem Parlament Einigkeit
besteht, von links Uber die Mitte bis rechts. Wir alle finden das nicht okay. Es verdient
hier ein CEO einer Stromproduktionsgesellschaft 800 und irgendwas Franken pro Stun-
de, wahrenddem in diesem Land eine Minimal-AHV-Rente bei 1200 Franken plus liegt —
nicht pro Stunde, sondern pro Monat. Die SVP-Fraktion kritisiert das. Wir sind grundsatz-
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lich nicht fur einen Lohndeckel, aber wir sind fur Korrektheit, und was hier lauft, ist nicht
korrekt. Jede Kioskbetreiberin oder jeder Kioskbetreiber Gbernimmt mehr Risiko, be-
haupte ich, flr seinen eigenen Kiosk, den er oder sie selbststandig fuhrt, als ein Ge-
schaftsleitungsmitglied der Axpo. Das ist Teil unserer Meinung. Wir fordern von unserem
Regierungsrat, sich nicht hinter der EKT Holding AG zu verstecken, sondern klar zu
kommunizieren, dass dies im Kanton Thurgau nicht toleriert wird. Weder der CEO unse-
rer Thurgauer Kantonalbank (TKB) noch andere CEO, die Unternehmen mit Beteiligung
des Kantons Thurgau vorstehen, verdienen ahnlich viel. Das geht aus unserer Sicht
nicht. Ich habe in kurzer Zeit das Gleiche gesagt wie meine Vorredner. Danke.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Attila Wohlrab, nach ihm
folgt Kantonsrat Roger Stieger.

Attila Wohlrab, Kantonsrat, FDP: Vielen Dank dem Regierungsrat fur die ausfuhrliche
Beantwortung, mit der ich leider nicht einverstanden bin. Der Regierungsrat sieht keinen
Handlungsbedarf bei der Vergltung der Axpo-Konzernleitung. Diese Meinung kann ich
aus diversen Grunden nicht nachvollziehen. Ich sehe das anders und bin Uberzeugt, die
meisten Blrgerinnen und Blrger sehen das ebenfalls anders. Wichtig ist flir mich: Als
Unternehmer befurworte ich gute Léhne — und auch hohe Léhne — fir gute Arbeit. Es ist
auch eine Pramie flr ein Risiko, das man selber tragt. Aber in einem Staatsbetrieb zum
Beispiel das x-Fache eines Bundesrates zu verdienen, finde ich nicht richtig. Persdnlich
finde ich Verstrickungen von Firmen, die zu 100 % vom Bund, von den Kantonen oder
den Gemeinden gehalten werden, sowieso in den meisten Fallen bedenklich. Warum bin
ich nicht einverstanden? Teilweise wiederhole ich jetzt auch Voten meiner Vorredner:
Der Kanton tragt Mitverantwortung. Uber die EKT Holding AG hélt er 12.5 % an der
Axpo. Das ist kein symbolischer Anteil, sondern eine echte Mitverantwortung fur ein 6f-
fentliches Unternehmen. Wenn Sie in einem Betrieb 12.5 % der Aktien halten, haben Sie
sehr viele Rechte, aber auch Pflichten. Wenn die Axpo also solche Léhne festlegt, geht
es uns als Kanton sehr wohl etwas an — und zwar 12.5 %. Und der Regierungsrat kann
sich aus meiner Sicht nicht hinter der EKT verstecken. Die Lohnentwicklung bei der Kon-
zernleitung ist nicht vertretbar. Wahrenddem die Wirtschaft und die Bevdlkerung stei-
gende Strompreise und Unsicherheiten spiren, steigen bei der Axpo die Boni um Uber
15 % gegenuber 2019 — mit der Begrindung, man misse am Markt konkurrenzfahig
bleiben. Aber die Axpo ist kein privater Konzern, sie ist in 6ffentlicher Hand, und es ist
ein Unternehmen, das in der Energiekrise auf staatliche Unterstitzung z&hlen konnte.
Ein solches Unternehmen sollte nicht das Lohnmodell der Finanzindustrie oder private
Unternehmer kopieren. Und drittens: Verantwortung heisst auch, Grenzen zu setzen. Ei-
ne Lohndeckelung oder eine klare Obergrenze ware kein Ubermassiger Eingriff, sondern
ein Zeichen von politischer Haltung. Und damit sind wir hier wirklich fast einstimmig der
gleichen Meinung. Der Regierungsrat sollte seine Rolle als o6ffentlicher Eigentimer
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wahrnehmen und in der Eigentiumerstrategie klar festhalten, dass Offentliche Unterneh-
men dem Gemeinwohl und nicht dem Bonus-Denken verpflichtet sind. Von mir aus kann
er sich daflr auch die Legitimation von diesem Gremium hier holen. Die Axpo ist ein Un-
ternehmen mit oOffentlicher Verantwortung in offentlicher Hand, und genau so soll sie
auch gefuhrt werden. Wer vom Staat getragen wird, soll auch Mass und Anstand zeigen
— oder es muss ihm vorgegeben werden. Ziehen wir mit den anderen Kantonen und den
bereits aktiven Aktionaren mit.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Roger Stieger.

Roger Stieger, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Die passive Haltung der Regierung I6st bei
mir personlich ein ,Schade“ aus. Die aktuelle Entwicklung rund um die Vergltung der
Konzernleitung der Axpo Holding AG gibt ernsthaft Anlass zu Sorgen — nicht nur wirt-
schaftlich, sondern vor allem gesellschaftlich und politisch. Der Lohn des CEO: ein An-
stieg von 65 %. Dies, wahrend weite Teile der Thurgauer Bevdlkerung mit stagnierenden
Realldhnen, steigenden Lebenskosten und wachsender Unsicherheit im Alltag konfron-
tiert sind. Die Axpo befindet sich in 6ffentlichem Besitz, und genau deshalb tragen wir ei-
ne besondere Verantwortung gegenuber der Bevdlkerung. Es kann nicht sein, dass ein
staatsnahes Unternehmen Entschadigungen im Millionenbereich auszahlt, wahrend die
soziale Schere weiter auseinandergeht, geschatzter Regierungsrat. Das ewige Verglei-
chen mit anderen Konzernen. Oh, das ewige Vergleichen! Ob in Deutschland, Frankreich
oder in der Schweiz — der vergleicht mit dem, der andere mit jenem — dies dient hier le-
diglich als selbstverstarkender Mechanismus flr immer héhere Léhne. Jeder Konzern
will Gber dem Branchenschnitt liegen. Ein paradoxes Spiel, das langerfristig zu einer Spi-
rale nach oben fuhrt — einer Spirale, die sich von der wirtschaftlichen Realitat der Mehr-
heit der Menschen im Thurgau véllig abgekoppelt hat. Zum fixen Grundgehalt kommt ein
leistungsabhangiger Teil hinzu, das sogenannte Zielsalar. Doch wer definiert diese Zie-
le? Der Verwaltungsrat. Wer genehmigt diese Vergltung? Ebenfalls der Verwaltungsrat,
die Aktionarin. Es fehlt eine unabhangige Kontrolle, es fehlt die Perspektive der Thur-
gauer Bevolkerung — insbesondere die von jenen Burgerinnen und Burgern, die letztlich
Uber die Stromrechnung oder als Steuerzahlende indirekt zur Finanzierung dieser Léhne
beitragen. Man fragt sich zu Recht: Wirde ein Thurgauer Blezer, ein Handwerker, eine
Pflegekraft oder ein Pendler, der jeden Tag frihmorgens aufsteht, wie alle anderen auch,
diese Form der Vergutung flir angemessen halten? Wirde er oder sie einer Lohnerho-
hung von mehreren Hunderttausend Franken fir eine einzige Person zustimmen, wenn
gleichzeitig die Eigenausgaben Monat fir Monat steigen? Es ist mir bekannt, geschatzte
Anwesende: Die Elektrizitatspreise sinken anfangs Jahr um wenige Rappen. Ich bin der
Meinung, dass hier die Preispolitik zu gunstig ist. Das ist ein anderes Thema. Aber die
Partizipation am Gewinn der Axpo, an der Lohnvergutungsreduktion, kdbnnte anders wie-
der zurtckgefiihrt werden. Dieses System ist nicht nur unsozial, sondern auch demokra-
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tisch fragwurdig. Die Thurgauer Burgerndhe fehlt mir da. Die Stimme der Bevolkerung
wird ignoriert, ihre Einschatzung ausgeklammert. Die Entscheidungstrager scheinen sich
in einer Blase der Bonuslogik, der Benchmarks und Belohnungssysteme zu bewegen,
die mit der Lebensrealitat der Menschen wenig zu tun hat. Deshalb fordere und winsche
ich, dass sich auch die EKT Holding AG, oder eben der Regierungsrat, klar positioniert
und gegen die vorgelegten Entscheidungen der Axpo-Geschaftsleitung stimmt. Es
braucht endlich eine politische Debatte Uber die Angemessenheit solcher Lohne in
staatsnahen Betrieben. Eine Lohndeckelung ist nicht nur moglich, sondern angesichts
der aktuellen Entwicklung dringend notwendig — denn Gerechtigkeit beginnt dort, wo Ex-
zesse ein Ende finden. Vielen Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort dem zustéandigen Regierungsrat,
Regierungsrat Walter Schénholzer.

Walter Schoénholzer, Regierungsrat, DIV: Ich danke Ihnen fur die — zumeist kritischen —
Voten. Ich habe gut zugehort. Aufgrund der sehr hohen Konzernleitungsverglitungen der
Axpo, insbesondere des CEO, nach dem Jahr mit dem Rettungsschirm, welcher aber,
das mdchte ich hier einmal mehr betonen, nie beansprucht wurde, und den darauffol-
genden entsprechenden Medienberichten wurde an der Generalversammlung der Axpo
vom 17. Januar 2025 ein Antrag des Kantons Aargau zu einer Statutendnderung ein-
stimmig angenommen. Wir haben es gehdrt: Neu genehmigt die Generalversammlung
(GV) jahrlich und gesondert die Antrédge des Verwaltungsrates betreffend die Vergutun-
gen des Verwaltungsrates und der Geschéftsleitung (GL) der Axpo. Die Aktionarsrechte,
auch das haben wir mehrfach gehort, werden von der EKT Holding AG und nicht durch
den Regierungsrat ausgetbt — was aber nicht heisst, dass sich der Regierungsrat, ver-
treten durch den Chef des Departements fur Inneres und Volkswirtschaft (DIV), nicht
entsprechend vor einer GV der Axpo-Aktionare einbringen wirde. Zu beachten ist zudem
— und es scheint mir auch wichtig, das immer wieder zu betonen —, dass die Kantone ZU-
rich und Aargau zusammen mit ihren Kantonswerken Uber eine Aktienmehrheit verfugen,
was eine Einflussnahme durch den Kanton Thurgau etwas einschrankt. Die Beantwor-
tung der Regierung ist deshalb nicht oberflachlich, sondern sie ist ehrlich. Die Meinung
der Regierung zur Hohe der Lohne, und ob diese nun angemessen seien oder nicht,
spielt hier kaum eine Rolle, weil wir direkt darauf keinen Einfluss haben. Ein Einstimmen
in den emporten Chor der anderen Kantone, ohne damit etwas bewirken zu kdnnen, ist
einfach nicht der Stil der Thurgauer Regierung. Der mehrfach geausserte Vorwurf der
Passivitat des Regierungsrates ist — das steht zwar nicht geschrieben in dieser Beant-
wortung der Interpellation — in Tat und Wahrheit aber nicht gerechtfertigt. Der Thurgau
hat Gber sein Mitglied im Verwaltungsrat und Uber den Aktionarsvertreter Einfluss ge-
nommen. Das Ergebnis liegt zumindest teilweise im Sinne der Interpellanten vor. Aus
meiner Sicht ist das Geschaft, zumindest zurzeit, erledigt.
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3. Totalrevision des Einfiihrungsgesetzes zu den Bundesgesetzen liber die Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung und iiber die Invalidenversicherung (EG
AHVGI/IVG) (24/GE 6/120)

Redaktionslesung

René Walther, Prasident, FDP: Wir kommen zur Redaktionslesung und diskutieren die
Fassung der Gesetzgebungs- und Redaktionskommission als Ganzes. Ich bitte den Pra-
sidenten der Gesetzgebungs- und Redaktionskommission, Kantonsrat Norbert Senn, um
seine allfalligen Bemerkungen zur vorliegenden Redaktionsfassung.

Norbert Senn, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Die Mitglieder der Gesetzgebungs- und Re-
daktionskommission haben die Redaktionslesung zu diesem Geschaft durchgefuhrt und
kleinere Anpassungen vorgenommen, wobei ich auf einige davon kurz eingehen mdchte.
In § 8 haben wir in Absatz 1 mit der Umstellung verdeutlicht, dass es in erster Linie um
die Wahl der Prasidentin oder des Prasidenten geht und dann in der Folge um die Amts-
dauer. Weiter haben wir im gleichen Paragrafen in Absatz 4 aus der Logik heraus den
zweiten und dritten Punkt umgetauscht. Die Aussage ,legen ihre Interessenbindungen
jederzeit vollstandig offen ist so klarer als Grundvoraussetzung flr den neuen, dritten
und abschliessenden Punkt ,bieten Gewahr fur eine einwandfreie Geschaftstatigkeit® zu
werten. Zudem handelt es sich bei dieser Aufzahlung um einen vollstandigen Satz, wes-
halb er durch Komma und Punkt abgetrennt und mit ,und“ verbunden wird. In § 12 haben
wir mit der Umstellung ebenfalls ein besseres Verstdndnis erreicht. Da es sich um ein
neues Gesetz handelt und nicht um eine Teilrevision, haben wir konsequent bei den Ge-
nitiven, wie zum Beispiel ,des Regierungsrates®, ,des Grossen Rates” oder ,des Umset-
zungsstandes®, das ,e" weggelassen. In § 14 haben wir in der Marginalie mit den Plural-
formen und der Ergdnzung Ubergang ,von“ Rechten und Pflichten den Inhalt dieses Pa-
ragrafen verdeutlicht. In [l. sahen wir uns beim Erlass in § 1 gezwungen, ebenfalls die
Marginalie zu andern. Es geht hier nicht in erster Linie um die Gemeindezweigstelle,
sondern vor allem um die Gesuche fir Erganzungsleistungen. Die Mitglieder der Ge-
setzgebungs- und Redaktionskommission haben deshalb in Absprache mit der Prasiden-
tin der vorberatenden Kommission, Kantonsratin Sandra Stadler, den Begriff ,Gesuche
fur Erganzungsleistungen® als Marginalie gewahlt. Soweit meine Erkldrungen zu den
durch die Kommission vorgenommenen Anderungen.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion ist er6ffnet, wird nicht benutzt — ge-

schlossen. Sofern Sie nicht auf einen Punkt zurickkommen wollen, gehen wir zur
Schlussabstimmung Uber.
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Schlussabstimmung

René Walther, Prasident, FDP: Bitte stimmen Sie jetzt Uber die Vorlage ab.

Abstimmung:
Ja: 103

Nein: 0
Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben der Vorlage mit 103:0 Stimmen zugestimmt.
Wir ermitteln Gber das Behdrdenreferendum. Wer die Vorlage dem Volk zur Abstimmung
vorlegen mochte, stimme mit Ja. Alle anderen nehmen an der Abstimmung nicht teil.

Abstimmung Behordenreferendum:
Ja: 2

Nein: 0

Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Mit 2 Ja-Stimmen ist das Behdrdenreferendum nicht zu-
stande gekommen. Das Gesetz unterliegt der fakultativen Volksabstimmung.
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4. Parlamentarische Initiative von Vico Zahnd vom 8. Mai 2024 ,,Anpassung der Fi-
nanzkompetenzen“ (20/P1 17/679)

Redaktionslesung

René Walther, Prasident, FDP: Wir kommen zur Redaktionslesung und diskutieren die
Fassung der Gesetzgebungs- und Redaktionskommission als Ganzes. Ich bitte den Pra-
sidenten der Gesetzgebungs- und Redaktionskommission, Kantonsrat Norbert Senn, um

seine allfalligen Bemerkungen zur vorliegenden Redaktionsfassung.

Norbert Senn, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Wenig liberraschend haben wir keine Ande-
rungen an den Zahlen vorgenommen.

René Walther, Prasident, FDP: Ich eroffne die Diskussion — wird nicht benutzt.

Schlussabstimmung
René Walther, Prasident, FDP: Bitte stimmen Sie jetzt Uber die Vorlage ab.

Abstimmung:
Ja: 101

Nein: 3
Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben der Vorlage mit 101:3 Stimmen zugestimmt.

Die Verfassungsanderung unterliegt der obligatorischen Volksabstimmung. Die Vorlage
geht an den Regierungsrat zur Ausarbeitung der Abstimmungsbotschaft an das Volk.
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5. Nachtragskredit 2025 zum kantonalen Energieforderprogramm (24/BS 17/168)

Eintreten

René Walther, Prasident, FDP: Den Kommissionsbericht zu diesem Geschéaft haben Sie
vorgangig erhalten. Das Wort hat zuerst der Prasident der Geschaftsprifungs- und Fi-
nanzkommission, Kantonsrat Hans Eschenmoser, fur seine einleitenden Bemerkungen
zum Eintreten.

Hans Eschenmoser, SVP: Dieses jetzt zu beratende Traktandum heisst ,Nachtragskre-
dit 2025 zum kantonalen Energieforderprogramm?®. Grundsatzlich hat es aber nichts mit
dem Energieférderprogramm zu tun, sondern ist ein rein sachlich betrachtetes Finanzge-
schaft. Wie kam es aber zu dieser Notwendigkeit, um dieses Kreditgeschaft zu beantra-
gen? Zum einen sind die guten und fetten Jahre vorbei, und zum anderen hat sich die
Regierung der Feststellung der Finanzkontrolle gebeugt, denn der Energiefonds wurde
bis anhin jahrlich mit 7 Mio. Franken aus dem Allgemeinhaushalt gespiesen, moralisch
gesehen aus der Dividende der EKT Holding. Daneben wurde der Fonds durch Rech-
nungsuberschisse gespiesen, was bekanntlich seit lAngerem vorbei ist, und die Zukunft
sieht auch nicht gerade rosig aus. Des Weiteren wurden bis anhin jeweils nur die tat-
sachlich ausbezahlten Betrage verbucht. Die Finanzkontrolle monierte, dass auch bewil-
ligte Gesuche, die vielleicht erst in ein bis drei Jahren abgerufen werden, bereits ausge-
bucht werden mussen. Denn richtigerweise schuldet der Kanton diese Betrdge den Ge-
suchstellern. Diese Verbuchung hat das Amt fur Energie im letzten Jahr auch getéatigt,
und darum weist der Energiefonds am 01.01.2025 einen Negativsaldo von 10.49 Mio.
Franken auf. Gespiesen wird er in diesem Jahr durch den bewilligten Budgetbeitrag von
6.86 Mio. Franken, das heisst 7 Mio. Franken geméass Budget, abzuglich der Pauschal-
kirzung von 2 %. Aber vife Rechner merken, dass der Fondsaldo immer noch im Minus
ist, und gemass § 6a Abs. 3 des Gesetzes Uber die Energienutzung muss die kantonale
Fordersumme mindestens 12 Mio. Franken sein. Und darum behandeln wir heute diesen
Nachtragskredit, um den Fonds wieder auf die 12 Mio. Franken zu aufnen. Das ganze
Geschaft ist buchhalterisch sehr komplex. Die GFK hat sich intensiv mit der Herleitung
dieses zu bewilligenden Kredites von 16.51 Mio. Franken befasst und empfiehlt einstim-
mig das Eintreten. Was bei der Vorbereitung dieses Geschafts jedoch nicht ganz klar
wurde, ist die Frage, ob diese Systemumstellung bei den anderen Fonds, wie zum Bei-
spiel bei Beitragen aus der Denkmalpflege, Beitrdgen aus dem Sportfonds etc., auch er-
folgen wird oder muss. Wenn dies so sein sollte, erwarte ich eine seridse Aufarbeitung
aller solchen Ablaufe. Besten Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion zum Eintreten ist offen. Ich erteile das
Wort Kantonsratin Elina Mdller, nach ihr folgt Kantonsrat Simon Vogel.
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Elina Muller, Kantonsratin, SP und Gew.: Das Energieforderprogramm ist ein sehr effek-
tives Mittel zur Forderung der Energieeffizienz und des Umstiegs auf erneuerbare Ener-
gien. Es bietet Anreize, Uber das gesetzliche Minimum hinaus in Energieeffizienz und er-
neuerbare Energien zu investieren und energetische Sanierungen nicht zu verzdgern,
sondern anzugehen. Mit diesen energetischen Sanierungen, dem Heizungsersatz und
dem Zubau von Photovoltaikanlagen wird die Basis geschaffen fur eine sichere, unab-
hangige Energieversorgung. Das dient uns allen. Deshalb werden die Massnahmen von
Kanton und Bund geférdert. Jeder kantonale Forderfranken spielt dabei mindestens noch
einmal den gleichen Betrag an Bundesgeldern fir den Thurgau frei und flhrt zu einem
Mehrfachen an Investitionen aus privaten Mitteln, vorwiegend in die lokale Wirtschaft.
Der vorliegende Nachtragskredit ist notwendig, weil neu die Aufwande dann verbucht
werden sollen, wenn die entsprechenden Forderzusagen gemacht werden und nicht erst
dann, wenn diese ausbezahlt werden. Der Zeitpunkt fur diesen Systemwechsel mag auf
den ersten Blick ungunstig wirken, da die Situation des Energiefonds aufgrund grosser
Nachfragen in den Jahren 2021 und 2022 und dem zeitweise rucklaufigen Beitrag des
Bundes sowieso schon angespannt ist. Jetzt braucht es auf einen Schlag 16.51 Mio.
Franken, die aber keine zusatzlichen Mittel fur die Energieférderung bedeuten, sondern
nur eine Absicherung bereits geleisteter Zusagen sind. Aber wenn wir daran denken,
dass im letzten Jahr bereits zugesagte Forderbeitrdge nicht mehr ausbezahlt werden
konnten und die Auszahlung auf das kommende Jahr verschoben werden musste, dann
macht es vielleicht doch Sinn, die zugesagten Fordermittel auch wirklich bereit zu haben.
Allerdings 16st diese finanztechnische Umstellung das Problem nicht, dass der Energie-
fonds zu gering finanziert ist, um Spitzen in der Nachfrage aufzufangen. Das lasst sich in
der Botschaft nachlesen, es gibt kaum noch Spielraum. Ich mdchte betonen, dass dies
keine Kritik an den Zustandigen in der Verwaltung ist. Sie versuchen ganz augenschein-
lich, aus den verfligbaren Mitteln so viel Wirkung wie moéglich herauszuholen. Aber bei
der jetzigen Ausgangslage werden sie, um keine Ausschlage zu riskieren, das Energie-
férderprogramm weiter zusammenstreichen muassen. Dabei wurde das Foérderprogramm
in den letzten beiden Jahren schon ziemlich radikal gekirzt. Das ist mit ein Grund dafr,
dass es teilweise deutliche Ruckgange beim Heizungsersatz gibt und die energetischen
Sanierungen nicht recht vom Fleck kommen. Wir zdumen das Pferd von der falschen
Seite her auf. Wir sprechen fur die Energieférderung das Minimum von dem, zu dem wir
uns verpflichtet haben und machen dann gerade so viel, dass das Minimum auch sicher
reicht. Das mussen wir umkehren. Eigentlich mussen wir doch schauen, was unsere
energiepolitischen Ziele sind und dann die entsprechenden Massnahmen treffen. Die
energiepolitischen Ziele sind schliesslich auch nicht eine nette Option, sondern eine ver-
pflichtende Aufgabe. Wir missen der Realitat ins Auge schauen: Der Energiefonds
braucht mehr Geld, damit wir mit seiner Hilfe unsere Ziele erreichen kénnen. Das Ener-
gieférderprogramm, ein erwiesenermassen wirksames Instrument, breit abgestitzt und
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von der Bevolkerung deutlich unterstutzt: Das durfen wir nicht weiter zusammenkirzen,
sondern mussen es auf den notwendigen Stand bringen, um Klimaschutz und eine si-
chere Energieversorgung erreichen zu konnen. Die Fraktion SP und Gewerkschaften
stimmt dem Nachtragskredit einstimmig zu.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Simon Vogel, nach ihm
folgt Kantonsratin Maja Brahlmann Zwahlen.

Simon Vogel, Kantonsrat, GRUNE: Fiir die GRUNEN ist das Energieférderprogramm
ein zentraler Teil der Thurgauer Energie- und Klimapolitik. Entsprechend werden wir die-
sen Nachtragskredit naturlich unterstiutzen. Die neue Verbuchung unter Einhaltung des
Finanzhaushaltsgesetzes begrissen wir. Mit dem heutigen Nachtragskredit wird die
Buchhaltung wieder ins Lot gebracht, sodass eine korrekte Verbuchung kunftig problem-
los moglich sein sollte. Auch wenn das heute vor allem eine Finanzangelegenheit ist, er-
laube ich mir, kurz auch noch auf die Wirkung des Forderprogramms einzugehen. Die
zahlreichen Fordergesuche in den letzten Jahren haben zu héheren Ausgaben gefluhrt,
das haben wir gehort. Was aber mindestens so wichtig ist: Gleichzeitig konnte eine gros-
se Wirkung erzielt werden. Der Verbrauch von fossilen Brennstoffen konnte um rund 100
Gigawattstunden (GWh) pro Jahr reduziert werden, dies entspricht circa 5 % unseres
jahrlichen Verbrauchs. Um unsere gesteckten Klimaziele zu erreichen, mussen wir die-
ses Reduktionstempo auch in den kommenden Jahren mindestens beibehalten. Damit
dies gelingt, sind weiterhin ausreichende Einlagen in den Energiefonds notwendig. Die
Finanzplane der vergangenen Jahre haben diesen Bedarf nur unzureichend berlcksich-
tigt, worauf wir bereits damals hingewiesen hatten. Ich begrisse aber umso mehr —
ebenso die GRUNEN —, dass nun mit dem Budget 2026 die erforderlichen Einlagen kor-
rekt vorgesehen sind. Diese Mittel sind gut investiert, sie reduzieren unsere direkten
CO2-Emissionen und verringern unsere Abhangigkeit von fossilen Energieimporten. Fur
uns ist klar, eine Situation wie im vergangenen Jahr, als die Auszahlung der Foérderbei-
trage gestoppt werden musste, das darf sich nicht wiederholen. Ebenfalls muss das For-
derprogramm eine gewisse Verlasslichkeit bieten und darf nicht kurzfristig, wie auch im
letzten Jahr, angepasst werden. Dies alles schadet sonst dem Vertrauen der Thurgaue-
rinnen und Thurgauer, die eben genau bereit sind, in erneuerbare Losungen zu investie-
ren. In diesem Sinne unterstiitzen die GRUNEN den heutigen Nachtragskredit und er-
warten, dass die Férdermittel auch in Zukunft wie notwendig eingelegt werden.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsratin Maja Brihlmann Zwah-
len, nach ihr folgt Kantonsrat Hans Feuz.

Maja Bruhlmann Zwahlen, Kantonsratin, SVP: Die SVP-Fraktion unterstitzt gross-
mehrheitlich diesen Nachtragskredit flir das kantonale Energieférderprogramm. Fir un-
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sere Fraktion ist es wichtig, dass die jahrliche Ausschuttung aus dem Fonds von 10 Mio.
Franken nicht — und auch in den kunftigen Jahren nicht — Uberschritten wird. Ich mochte
nicht weiter auf den Inhalt des Fonds eingehen, hier geht es ja darum, die Finanzen in
Ordnung zu halten. Wie man etwas verbucht, ist Auslegungssache. Doch im Kanton
Thurgau hat es gesetzliche Vorgaben, die eingehalten werden mussen. Eine Buchung
vorzunehmen, sobald ein Antrag eintrifft, ist sinnvoll, so weiss man, was man ausgeben
muss. FUr uns ist es wichtig, dass die gesetzlichen Grundlagen eingehalten werden, und
so stellt sich unserer Fraktion die Frage, ob es noch weitere Fonds gibt, welche nicht
richtig verbucht werden. Wenn dies der Fall ist, muss dies unbedingt bereinigt und Uber
die ordentliche Rechnung verbucht werden. Es kann nicht sein, dass wir immer wieder
Uber Zusatzkredite befinden missen, wenn die Verwaltung die gesetzlichen Grundlagen
nicht richtig umsetzt.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Hans Feuz, nach ihm
folgt Kantonsrat Daniel Eugster.

Hans Feuz, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Das Energieférderprogramm leistet aus Sicht der
Fraktion Die Mitte/EVP einen zentralen Beitrag zur Energiewende im Kanton Thurgau.
Die durch die Finanzkontrolle festgestellten buchhalterischen Verwindungen mussen be-
reinigt und die Forderzusagen an die Gesuchsteller eingehalten werden. Das schafft
Transparenz und entspricht dem Kanton Thurgau als verlasslichem Partner. Daher un-
terstitzt die Fraktion Die Mitte/EVP einstimmig den Antrag der GFK zur Genehmigung
des Antrags des Nachtragskredits.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Daniel Eugster, nach
ihm folgt Kantonsrat Marcel Preiss.

Daniel Eugster, Kantonsrat, FDP: Es wurde schon mehrfach wiederholt: Der Mecha-
nismus hat sich geadndert, nicht unser kantonales Férderprogramm. Die Gesetzgebung
zwingt uns zur Korrektur, nicht zur Expansion. Die Mindestausstattung bleibt bei 12 Mio.
Franken, wie vom Grossen Rat hier beschlossen. Unser Férderprogramm wirkt, es baut
Hurden ab, es zeigt Wirkung und I6st Investitionen in mehrfachem Umfang aus. Das
Energieférderprogramm des Kantons Thurgau setzt Energie frei, es schafft einen Rah-
men und entfaltet Wirkung. Das laufend der aktuellen Situation angepasste Forderpro-
gramm ist in der FDP-Fraktion weiterhin unbestritten. Darum: Wir haben Zusagen ge-
macht, und Zusagen muss man einhalten. Wir haben Gesetze, und Gesetze muss man
respektieren. Wir haben Verantwortung, und Verantwortung darf man nicht einfach ver-
schieben. Die Korrektur macht die Staatsrechnung ehrlicher und verhindert Verschie-
bungen in die Zukunft. Mit dem Nachtragskredit bleiben Gesetz, Wirkung und Glaubwdir-
digkeit im Lot. Der Nachtragskredit ist keine neue Politik, sondern eine gesetzliche
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Pflicht, eine finanztechnische Korrektur. Die FDP steht fur Verlasslichkeit, saubere Fi-
nanzen und klare Rahmenbedingungen. Darum stimmen wir dem Nachtragskredit ein-
stimmig zu. Danke.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Marcel Preiss, nach ihm
folgt Kantonsrat Andreas Sigrist.

Marcel Preiss, Kantonsrat, GLP: Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat einen
Nachtragskredit in der Hohe von 16.5 Mio. Franken zum kantonalen Energieférderpro-
gramm 2025. Ziel ist es, einerseits den gesetzeskonformen Ausweis der Verpflichtungen
aus den bereits zugesicherten, aber noch nicht ausbezahlten Forderbeitragen sicherzu-
stellen und andererseits die gesetzlich geforderte Mindestférdersumme von 12 Mio.
Franken gemass § 6 zu gewahrleisten. Aufgrund einer Feststellung der Finanzkontrolle
musste das Rechnungswesen umgestellt werden. Neu sind Rickstellungen fur offene
Forderzusagen zu bilden. Bisher wurden diese Verpflichtungen lediglich im Geschéaftsbe-
richt ausgewiesen, jedoch nicht in der Bilanz verbucht, was dem Finanzhaushaltsgesetz
laut § 58 widerspricht. Durch diese Korrektur sowie die gleichzeitig negative Fondsent-
wicklung wird nun eine Erhéhung der Riickstellungen und eine Aufnung des Energie-
fonds notwendig. Der Nachtragskredit stellt somit primar eine buchhalterische Bereini-
gung dar, keine zusatzlichen Ausgaben fur neue Foérdergesuche. Die Férderbedingun-
gen wurden seit 2022 jahrlich angepasst, wodurch in den letzten Jahren deutlich weniger
Zusicherungen ausgesprochen werden mussten. Diese vermeintliche Entlastung durfte
uns allerdings zu einem spateren Zeitpunkt an anderer Stelle wieder einholen. Das Bei-
spiel Blatten im Loétschental Iasst grissen. Der Wiederaufbau fir die rund 300 betroffe-
nen Menschen kostet bekanntlich 500 Mio. Franken. Diese Systemumstellung wirft die
Frage auf, ob vergleichbare Forder- und Unterstitzungsprogramme des Kantons, insbe-
sondere im Bereich der Denkmalpflege, ebenfalls nach demselben Rechnungsprinzip
Uberpruft werden sollten. Auch dort werden teilweise Beitragszusagen Uber mehrere
Jahre hinweg gemacht, deren Auszahlung vom Projektfortschritt und -abschluss ab-
hangt. Eine Bilanzierungspflicht solcher Verpflichtungen geméss § 58 kénnte somit auch
im Bereich der denkmalpflegerischen Aufwande relevant sein. So ware daher zu prufen,
—a), ob auch dort Ruckstellungen fir offene Zusagen zu bilden sind und — b), ob daraus
ahnliche buchhalterische Anpassungen wie im Energieférderprogramm resultieren. Ich
komme zum Fazit: Die GLP-Fraktion stimmt dem Nachtragskredit in der H6he von
16.51 Mio. Franken geschlossen zu. Zugleich regen wir an, dass kinftig die Ertrage aus
der EKT oder Axpo-Uberschiisse gezielt zur Speisung des Energieférderprogramms
verwendet werden. Gelder, die durch Energie erzielt werden, sollten in die Energiezu-
kunft zurlckfliessen. Nur so erreichen wir unser Ziel: eine erfolgreiche Energiewende.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Andreas Sigrist.
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Andreas Sigrist, Kantonsrat, EDU/Aufrecht: Wir danken dem Regierungsrat fur die Bot-
schaft zum Nachtragskredit im Zusammenhang mit dem kantonalen Energieférderungs-
programm. Das Programm hat in den vergangenen Jahren wesentlich zur Férderung er-
neuerbarer Energien und zur Steigerung der Energieeffizienz beigetragen. Damit nimmt
der Kanton seine Verantwortung wahr, Ressourcen schonend und weitsichtig einzuset-
zen. Zugleich ist das Programm eine entscheidende Voraussetzung daflr, dass Bun-
desmittel in unseren Kanton fliessen; Gelder, die ansonsten anderen Kantonen zugute-
kadmen. Forderbeitrdge zu erhalten, ist zweifellos erfreulich, doch jedes Geschenk hat
seinen Preis. Und diesen Preis muss letztlich jemand bezahlen. In unserem Fall ist die-
ser Jemand der Steuerzahler. Die negativen Seiten solcher Programme werden wir
schon bald zu spiren bekommen. Die Botschaft macht ja deutlich, dass die Finanzierung
Uber den Energiefonds in seiner heutigen Form nicht krisenfest ist. Hohe Schwankungen
bei den Zusagen, die Abhéngigkeit von Uberschiissen in guten Jahren und die Folgen
eines Missverstandnisses zeigen die strukturellen Schwachen klar auf. Es stellt sich
deshalb die Frage, welche Lehren wir daraus ziehen. Eine nachhaltige Finanzpolitik
muss solche Abhangigkeiten verringern. Positiv werten wir, dass kunftig ein aktueller
Uberblick tiber die gesprochenen Férderzusagen méglich sein soll. Doch dies bleibt ein
Tropfen auf den heissen Stein. Wenn jahrlich Millionenbeitréage fur Férdermassnahmen
bereitgestellt werden muissen, wird spatestens in der nachsten Budgetdebatte sichtbar,
welche Belastung dies fur unseren Finanzhaushalt sein wird. Die Fraktion EDU/Aufrecht
stimmt dem Nachtragskredit zu, damit die gesetzlichen Forderziele fur 2025 erreicht und
die Bundesbeitrage gesichert werden. Gleichzeitig erwarten wir von der Regierung, dass
das Programm finanziell stabilisiert wird und klare Kostenkontrollen verankert werden,
damit sichtbar wird, dass wir unsere Verantwortung sowohl gegenuber kommenden Ge-
nerationen als auch gegeniber einem gesunden Staatshaushalt tatsachlich wahrneh-
men. Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort dem zustdndigen Regierungsrat
Walter Schénholzer.

Walter Schénholzer, Regierungsrat, DIV: Die Botschaft zu diesem in seiner Entstehung
und auch in der Lésung wirklich anspruchsvollen Geschéftes, das auch mein Departe-
ment sehr intensiv — auch zeitlich — beschaftigt hat, ist ausflhrlich und sicher keine leicht
verdauliche Kost. Die Finanzfliisse sind sehr komplex, und der Regierungsrat hofft, dass
das auf Seite 6 der Botschaft aufgefihrte Schema hilft, diese komplexen Buchungsflisse
zu verstehen. Ja, Kantonsrat Marcel Preiss, die Dividendenertrdge der EKT Holding AG
fliessen schon seit vielen Jahren direkt in diesen Energiefonds und auch teilweise jene
der Axpo — wenn dann Uberhaupt Ertrage fliessen. Ich erinnere daran, dass die Axpo vie-
le Jahre keine Dividenden bezahlt hat, aber wir trotzdem diesen Fonds mit diesen Gel-
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dern grosstenteils alimentiert haben. Vielen Dank der GFK unter der Leitung von Kan-
tonsrat Hans Eschenmoser fur die Vorberatung und die einstimmige Zustimmung. Ich
mdchte zwei Dinge noch speziell betonen, die zu diesem Nachtragskredit gefuhrt haben.
Erstens: Die Forderung der Finanzkontrolle (FIKO) aufgrund des neuen Finanzhaus-
haltsgesetzes zur Bildung von Ruckstellungen erscheint mir sehr legitim und richtig.
Wenn wir das so abbilden, wissen wir auch, was auf den Kanton zukommt. Und zwei-
tens, auch sehr wichtig: Die enorme Anzahl Férdergesuche, die wir wahrend der Covid-
19-Zeit und dann in der Phase der Energiemangellagen in den Jahren 2020 bis 2023, in-
klusive den Verwerfungen bei der Energie und insbesondere bei den Strompreisen, zur
Folge gehabt haben. Hier eine kleine Klammer: Die Attraktivitat der Férdermassnahmen
ist das eine, aber die Preissensibilitdt beim Strom, was die Energie kostet, das ist eine
andere Geschichte. Es ist fur mich vdllig klar, wenn diese Energiepreise eben abbilden
wulrden, was sie effektiv an Wert haben, wie wir das in der Vergangenheit gehabt haben,
dann wirde die Nachfrage hier so oder so steigen. Wir tun also gut daran, dass wir uns
hier gut aufstellen. Ja, normalerweise hatten wir in den vergangenen Jahren so um die
1500 bis 2000 Gesuche, im Jahre 2022 hatten wir GUber 4500 Gesuche. Da mdchte ich
mich bei den Betroffenen, die Ende letzten Jahres einen Auszahlungsstopp akzeptieren
mussten, wirklich entschuldigen. Das war unschon. Das ist nicht verlasslich, wenn man
Gesuche einreicht, die genehmigt bekommt und dann, wenn man seine Investitionen ge-
tatigt hat, keine Auszahlung erhalt und warten muss, bis es Januar wird. Das ist eines
verlasslichen Partners Kanton Thurgau nicht wurdig. Durchschnittlich haben wir in den
letzten Jahren — das ist auch eine Zahl, die mir sehr wichtig scheint — 10.2 Mio. Franken
an kantonalen Mitteln eingesetzt. Wir sind immer haushalterisch umgegangen, aber es
gibt eben diese Schwankungen, ich habe sie angetént. Die nétigen Kirzungen, die wir
vorgenommen haben, auch vornehmen mussten, haben inzwischen zu Einsparungen
oder Rickgang der Anzahl Gesuche und auch Einsparungen von rund 2.6 Mio. Franken
Kantonsmitteln gefuhrt. Diese Sparbemuhungen, die unser Kanton eben machen muss,
die machen auch nicht vor dem Energiefonds halt. Aber, und da gebe ich vielen Votan-
ten recht, wir missen jetzt schon auch aufpassen, dass wir nicht unattraktiv werden mit
dem Foérderprogramm, denn die Bemuhungen der Bevolkerung, etwas zu tun fur die
Energiewende, sind weiterhin dringend notwendig. Nun aber heute mit Inrem Beschluss
bereinigen wir eine unhaltbare finanztechnische Situation, und ich verspreche Ihnen,
mich weiterhin mit allen Mitteln flr die Energiewende und den Fokus auf ergebnisopti-
mierte Fordermassnahmen einzusetzen, so wie wir das in den vergangenen Jahren er-
folgreich getan haben. In diesem Sinne herzlichen Dank fur die gute Aufnahme dieses
schwerverdaulichen Geschéaftes und Ihre Zustimmung.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion wird nicht weiter benutzt — geschlossen.
Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten und somit beschlossen.
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Detailberatung

René Walther, Prasident, FDP: Wir kommen zur Detailberatung und diskutieren den Be-
schlussesentwurf des Geschaftsprifungs- und Finanzkommission als Ganzes. Das Wort
hat nochmals zuerst der Prasident der Geschéaftsprifungs- und Finanzkommission, Kan-
tonsrat Hans Eschenmoser.

Hans Eschenmoser, Kantonsrat, SVP: Keine Bemerkungen.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion ist offen, wird nicht benutzt — geschlos-
sen. Sofern Sie nicht auf einen Punkt zurickkommen wollen, gehen wir zur Beschluss-
fassung uber.

Beschlussfassung

René Walther, Prasident, FDP: Bitte stimmen Sie jetzt GUber den Beschlussesentwurf ab.
Abstimmung:

Ja: 101

Nein: 1

Enthaltung: 3

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben dem Beschlussesentwurf mit 101:1 Stimmen
bei 3 Enthaltungen zugestimmt.
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6. Motion von Reto Ammann, Daniel Eugster, Stephan Tobler vom 26. Oktober
2022 ,, Thurgauer Sport- und Kulturforderung im Gleichschritt” (20/MO 38/396)

Abschreibung

Prasident: René Walther, Prasident, FDP: Der Regierungsrat beantragt, gestutzt auf
§ 47 Abs. 2 unserer Geschaftsordnung, die Abschreibung dieser Motion. Die heutige Be-
ratung beschrankt sich auf diesen Antrag auf Abschreibung. Das Wort haben zuerst die
Motionare, vertreten durch Kantonsrat Reto Ammann.

Reto Ammann, Kantonsrat, GLP: Das Ziel — mehr Geld flr den Sport und weiterhin aus-
reichend Geld fur die Kultur — ist erreicht. Vor fast drei Jahren wurde die Motion ,Thur-
gauer Sport- und Kulturforderung im Gleichschritt® eingereicht. Damals erhielt der Sport
rund 18 % der Swisslos-Gelder, das entsprach 3.6 Mio. Franken pro Jahr. Ziel der Moti-
on war eine neue Verteilung im Verhaltnis von zwei Dritteln Kultur zu einem Drittel Sport.
Vor der parlamentarischen Behandlung im August 2023 reagierte die Regierung auf die
Motion. Der Verteilschlissel wurde per Verordnung von 18 % auf 22 % angehoben, und
kurz vor der Ratsdebatte wurde eine Erhéhung auf 25 % ab 2024 in Aussicht gestellt.
Trotz dieser Anpassungen Uberwies das Parlament entgegen dem Willen der Regierung
die Motion mit den beantragten 33 %. Damit wurde ein deutliches Zeichen flir eine aus-
gewogene Alimentierung von Sport und Kultur gesetzt. Zwei Jahre nach diesem Parla-
mentsentscheid beantragt die Regierung heute die Abschreibung der Motion. Eine Ge-
setzesanderung wurde zu unserer Uberraschung nicht gemacht; stattdessen mdchte
man weiterhin auf Verordnungsebene arbeiten. So wird heute, nach zwei Jahren bei
25 %, nun auf 2026 hin vorgeschlagen, den Verteilschlissel auf 30 %, nahe des in der
Motion vonseiten des Parlaments geforderten Drittels, anzupassen. Gleichzeitig wurde
aber auch zugesichert, dass der Verteilschlissel kinftig nicht unter 30 % gesenkt werde
und dass diese Quote als verbindliche Untergrenze gelte. Das Hauptziel der Motion ist
bei Einhaltung dieses Versprechens erreicht. Mit dem neuen Verteilschlissel fliessen
heute rund 6.9 Mio. Franken jahrlich in den Sportfonds — rund 3.3 Mio. Franken mehr als
bei Einreichung der Motion. Auch wenn die gesetzlich verlangten 33 % nicht umgesetzt
wurden, ist die aktuelle Alimentierung zweckmassig. Eine zusatzliche Erhéhung um 3 %
waren aktuell doch rund 700’000 Franken mehr pro Jahr. Das ware zwar derzeit aus
Sicht der Motionare verlockend, aber nicht zwingend sinnvoll. Verschiedene Gesprache
mit Sportorganisationen haben gezeigt, dass zunachst Strukturen und erganzende Foér-
dergefasse gezielt entwickelt oder weiterentwickelt werden missen, bevor zusatzliche
Mittel wirksam eingesetzt werden konnen. Die Motionare sind deshalb mit der Abschrei-
bung einverstanden, sofern klar ist, dass mindestens 30 % der Swisslos-Gelder dem
Sport dauerhaft zufliessen. Sollte das Ertragsvolumen sinken, wird weniger gespielt oder
sollten unterstitzungssinnvolle Projekte entstehen, muss der Anteil jedoch unbulrokra-
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tisch rasch nach oben auf die eigentlichen 33 % korrigiert werden kdnnen, um die effek-
tive Forderung sicherzustellen. Die Regierung erhalt somit einen Spielraum nach oben,
um auch ausserordentliche Projekte oder innovative neue Fordergefasse zu unterstit-
zen. Dieses Vorgehen entspricht dem Geist der Motion: mehr Mittel fur den Sport, aber
nicht die Kultur schwachen. Die Regierung hat dem Parlament fest und mehrfach zuge-
sichert, die neue Untergrenze von 30 % langfristig einzuhalten. Wir bitten ausdricklich
darum, diese Zusicherung im Protokoll in den Materialien festzuhalten, damit kunftige
Exekutiven wie auch Legislativen daran gebunden sind. Wir danken explizit auch Regie-
rungsratin Denise Neuweiler fir diese gemachte klare Zusage. Ein entsprechend besta-
tigendes Votum der Regierung ist deshalb formell zwar nicht nétig, aber unsererseits si-
cherlich erwinscht. Das Parlament gewahrt hier bewusst einen Vertrauensvorschuss,
indem es auf eine gesetzliche Verankerung verzichtet. Im Gegenzug erwarten wir die
versprochene Verlasslichkeit und Kontinuitat Uber Legislaturperioden hinweg. Als Parla-
mentarier auf ein Gesetz zu verzichten, fallt einem nicht leicht. Die Motionare stimmen
der Abschreibung der Motion jedoch im Sinne der Erledigung dennoch zu. Wir machen
dies und haben uns hier auch noch die Zusicherung der parlamentarischen Gruppe
~oport® eingeholt. Der Koordinator, Kantonsrat Peter Buhler, hat deshalb eine Umfrage
lanciert und kénnte den Absicherungsvorschlag bei klarer Zielsicherung auch bestatigen.
Im Namen der Mitmotionare, der Kantonsrate Stephan Tobler und Daniel Eugster, danke
ich der Regierung und dem Parlament fur die konstruktive Umsetzung und Einhaltung in
der Zukunft. Wir sprechen uns bewusst nicht flr die Maximalforderung, sondern fur eine
austarierte, flexible Lésung fur Kultur- und Sportférderung aus. Wir sind selbstverstand-
lich bereit, bei entsprechendem Votum auch die Motion weiterzuverfolgen und hier fur
Abstimmung zu pladieren.

René Walther, Prasident, FDP: Ich ertffne die Diskussion zum Antrag des Regierungs-
rates und erteile das Wort Kantonsrat Peter Buhler.

Peter Bihler, Kantonsrat, Die Mitte/EVP: Wie gesagt, spreche ich heute als Koordinator
und Mitglied der parlamentarischen Gruppe ,Sport“ (PGS), die sich intensiv mit der vor-
liegenden Motion zugunsten eines héheren Anteils der Swisslos-Gelder sowie auch fur
deren Abschreibung in die Diskussionen eingebracht und dazu Stellung bezogen hat. Ich
beziehe mich explizit auf den Antrag zur Abschreibung, wie es heute auch im Infobulletin
prominent gewlnscht wurde. Um langere Diskussionen heute Vormittag zu vermeiden,
haben wir — typisch Sportler, wirde ich sagen — von der PGS entschieden, dass wir eine
kurze Umfrage unter unseren 35 Mitgliedern machen und dadurch ein Stimmungsbild
abholen wollen. Die Resultate sind erfreulich, und ich mdchte diese kurz benennen. Wir
haben gefragt, ob man mit der Abschreibung einverstanden sei. Es kam ein einstimmi-
ges Ja — keine einzige Gegenmeldung. Die zweite Frage war, ob man trotz der Ab-
schreibung mit der H6he von 30 % einverstanden sei: einstimmiges Ja. Man kdnnte dazu
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auch sagen, die Sportlerinnen und Sportler seien es sich gewohnt, das Brot zu nehmen,
wenn es da ist, ohne gleichzeitig auch gleich noch den Funfer und die Backersfrau zu
verlangen. Eine dritte Frage war, wie verbindlich diese 30 % und diese neuen Hohen der
Anteile fur den Sport sein sollten. Dazu gab es verschiedene Meinungen. Ratskollege
Reto Ammann hat diese vorher gut zusammengefasst. Ich mochte nicht jede einzelne
rezitieren — sie sind aber genauso ausgefallen, wie wir es vorher gehort haben. Die vierte
Frage lautete, ob man heute generell, absolut und Uberhaupt nochmals Uber das ganze
Thema diskutieren wolle. Vom Parlament weiss ich nicht, was es dazu sagen wirde. Die
PGS hat einstimmig gesagt, es sei nicht mehr nétig; alle Vorgesprache dazu seien auch
mit unserer Regierungsratin Denise Neuweiler geflhrt worden, und man kdnne daher auf
eine Diskussionsrunde verzichten.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort der zustdandigen Regierungsratin,
Regierungsratin Denise Neuweiler.

Denise Neuweiler, Regierungsratin, DEK: Besten Dank, dass wir diese Verteilung auf
der Verordnungsstufe belassen durfen. Ich bekraftige hier nochmals, und wirklich fur das
Protokoll: Der Regierungsrat hat im August die Finanzhaushaltsverordnung mit der An-
passung des Verteilschlissels von 30 % fur den Sportfonds und 70 % flr den Lotterie-
fonds verabschiedet. In Kraft gesetzt wird das Ganze per 1.1.2026. Das ist so jetzt ver-
abschiedet. Ich freue mich natirlich auch Uber die Einstimmigkeit bei der Umfrage der
parlamentarischen Gruppe ,Sport, wie sie Kantonsrat Peter Blhler erwahnt hat. Vielen
Dank fur das Vertrauen, das es an dieser Stelle auch braucht. Ich mdchte auch bekréafti-
gen, dass wir in einem engen Austausch mit der Sportkommission stehen. Die Sport-
kommission berat das Sportamt und das Departement bei der Férderung von Sport und
Bewegung. Natirlich haben wir auch den Miteinbezug der parlamentarischen Gruppe
~oport‘. Wir hatten Anfang September einen ausfuhrlichen Workshop, bei dem es darum
ging, wie wir in Zukunft die Gelder im Sportfonds verteilen, wie wir die Fordergefasse
starken wollen und ob es neue braucht. Hier haben wir die Auswertung, und wir werden
nachstens in einem Workshop zusammen mit der Sportkommission anschauen, wie wir
weiter vorgehen wollen. Ich freue mich, dass wir das jetzt so belassen dirfen. Ich danke
auch den Motionaren noch einmal fur den guten Austausch, den wir fihren konnten, und
freue mich nun auf die weitere Zusammenarbeit mit den Mitgliedern der Sportkommissi-
on, in der auch Vertreter sitzen, die hier auch im Grossen Rat vertreten sind. Besten
Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion wird nicht weiter benltzt — geschlossen.

Wir kommen zur Beschlussfassung. Bitte stimmen Sie jetzt GUber den Antrag auf Erledi-
gung durch Abschreibung ab.
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Abstimmung:
Ja: 103

Nein: 0
Enthaltung: 0

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben der Abschreibung mit 103:0 Stimmen zuge-
stimmt. Das Geschéft ist somit erledigt.
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7. Motion von Judith Ricklin, Sabina Peter Kostli, Christian Mader, Manuela
Fritschi, Stefan Leuthold, Traudi Schénegger, Cornelia Hauser vom 28. August
2024 ,,Schaffung der Gewahrung der Sonderschulung fiir Kinder und Jugendli-
che mit Behinderung gemass Art. 62 Abs. 3 BV* (24/MO 7/49)

Beantwortung

René Walther, Prasident, FDP: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor.
Das Wort haben zuerst die Motionarinnen und Motionare, vertreten durch Kantonsratin
Judith Ricklin.

Judith Ricklin, SVP: Ich danke, auch im Namen meiner Mitmotionarinnen und Mitmotio-
nare, dem Regierungsrat flur die sorgfaltige Beantwortung der Motion. Es ist gut zu wis-
sen, dass rechtlich auf Bundes- wie auf Kantonsebene — scheinbar — alles geregelt ist.
Die Antwort verweist auf den bestehenden gesetzlichen Rahmen, sowohl im Sinne von
Art. 62 Abs. 3 der Bundesverfassung als auch nach kantonalem Recht. Das ist grund-
satzlich zu begrissen. Doch, wenn alles so klar geregelt ist, warum erleben Eltern, dass
ihnen ein halbes Jahr vor Ende des Schuljahres mitgeteilt wird, dass es fur ihre Kinder
keine Anschlusslésung in einer Sonderschulung gibt, weil das Kind die obligatorische
Schulzeit abgeschlossen hat? Viele Sonderschilerinnen und Sonderschiler sind auf-
grund ihrer Behinderung ohnehin mehrfach benachteiligt und bendtigen mehr — nicht
weniger — Zeit und Sicherheit bei der Gestaltung ihres Ubergangs. In der Realitat hangt
die Mdglichkeit einer Verlangerung oft vom Glick ab, ob gerade ein Platz frei ist. Es
kann doch nicht sein, dass die Bildungschancen dieser Jugendlichen vom Momentstand
in den Sonderschulen abhdngen. Im Januar letzten Jahres wurden ganze Elternschaften
vor vollendete Tatsachen gestellt, weil fur jingere Kinder Platz geschaffen werden muss-
te und fur altere, eigentlich weiterhin berechtigte, plétzlich kein Platz mehr vorhanden
war. Diese regelmassigen Schwankungen sind unhaltbar und lassen die Betroffenen im
Ungewissen. Die Hurden fur eine langere Sonderschulzeit sind hoch und burokratisch.
Laut Antwort mussen folgende drei Bedingungen fur eine Verlangerung der Sonderschu-
lung erflllt sein, wenn eine berufliche Eingliederung nicht oder noch nicht mdglich ist:
wesentlicher Ausfall von Schulstoff durch Krankheit, Unfall oder Klinikaufenthalt, ein
Nachholen ist realistisch; nach zusatzlichem Schuljahr besteht eine signifikant hdéhere
Chance auf einen hoéheren Ausbildungsabschluss; die Person bendtigt ein gezieltes
Training, Hilfsmittel sowie alltagspraktische Fertigkeiten, um ihre Autonomie und spatere
Ausbildungsfahigkeit zu verbessern. Das ist zwar gesetzlich gedeckt, aber in der Praxis
ein komplizierter und von Unsicherheiten gepragter Prozess. Gerade diese Unsicherhei-
ten und die komplizierten Ablaufe fihren dazu, dass betroffene Familien oft zu spat, un-
vollstandig oder widerspruchlich informiert werden. Was auf dem Papier geregelt scheint,
sorgt in der Praxis immer wieder fir Verunsicherung, fehlende Planbarkeit und grossen
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Druck auf Eltern und Jugendliche. Es braucht einen transparenten und vorausschauen-
den Platzmanagementprozess, von dem alle profitieren, nicht nur diejenigen, die zufallig
am richtigen Ort wohnen oder besonders hartnackig sind. Der Regierungsrat gibt zu,
dass das Sonderschulkonzept zur Praxis im Kanton teils restriktiver ist als das Gesetz
und eine Uberarbeitung nétig sei. Das wird aktuell gepriift. Aber was heisst das konkret?
Wer Uberarbeitet das Konzept? Was wird analysiert? Welche Schwerpunkte setzt die
Uberarbeitung? Wer wird einbezogen? Wann liegt das Resultat vor? Hier wiinschen wir
dringend echte Transparenz und einen verbindlichen Fahrplan. Uns Uberzeugt die Ant-
wort des Regierungsrates leider nicht. Sie ist gespickt mit den bekannten Grundlagen
von Bund und Kanton, liest sich aber eher wie eine Selbsterinnerung daran, wie es sein
sollte, als eine tatsachliche Stellungnahme an uns Motionare. Gerade deshalb erstaunt
es wenig, dass ich noch unmittelbar vor der Veréffentlichung der Antwort des Regie-
rungsrates eine Nachricht von einer Sonderschulpddagogin erhalten habe. Ich zitiere:
,Liebi Judith, ich glaub, din politische Isatz hét sich glohnt. Usi Schiieler dérfed jetzt wie-
der langer i de Schuel bliebe.“ Daumen hoch, Kraftarm. Solche Ruckmeldungen zeigen,
dass der politische Druck offenbar Wirkung entfaltet. Doch, wenn angeblich alles gere-
gelt ist, warum herrscht seit Jahren eine so grosse Unsicherheit bei Betroffenen und
Fachleuten? Der Regierungsrat hat unsere Motion als nicht erheblich erklart und sieht
keinen Handlungsbedarf. Doch er bleibt entscheidende Antworten zur Umsetzung schul-
dig, denn die Praxis Uberzeugt nach wie vor nicht. Aus unserer Sicht besteht dringender
Klarungsbedarf. Lieber Regierungsrat, wenn es nicht an den Gesetzen liegt, muss es
wohl an den fehlenden Verordnungen liegen, denn die eigentlichen Fragen bleiben wei-
terhin offen. Wie wird sichergestellt, dass Eltern nicht mehr kurzfristig und unvorbereitet
mit dem Schulende ihrer Kinder konfrontiert werden? Wie gedenkt der Regierungsrat die
Schwankungen bei den Platzen zu beheben, damit es nicht zu willkurlichen, vom Zufall
abhangigen Vergaben kommt? Welche konkreten Schritte sind fiir die Uberarbeitung des
Sonderschulkonzepts geplant, und wie werden Betroffene und Fachleute einbezogen?
Welche Ubergangslésungen sieht der Regierungsrat im Fall von temporéren Engpéassen
vor? Ist die Verwaltung zeitlich, personell und methodisch so aufgestellt, dass sie sowohl
rechtzeitig informiert als auch die Bedurfnisse der Jugendlichen und ihrer Familien im
Auge behalt? Ich komme zum Schluss. Wir akzeptieren, dass rechtlich vieles richtig ge-
regelt ist, aber ein schéon geschnittenes Brot allein macht kein gutes Sandwich. Die Pra-
xis, wie sie heute lauft, ist haufig unzuverlassig, zu birokratisch und fir die Familien we-
der transparent noch sicher. Wir erwarten verbindliche Verbesserungen fir eine chan-
cengerechte, wirkungsvolle, sonderpadagogische Versorgung im Sinne der Verfassung.
Denn flr die Betroffenen zahlen spirbare Verbesserungen, nicht ordentliche, nur vage
Paragrafen. Deswegen bitte ich Sie, liebe Ratskolleginnen und -kollegen, die Motion als
erheblich zu erklaren. Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.
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Diskussion

René Walther, Prasident, FDP: Ich er6ffne die Diskussion und erteile das Wort Kantons-
ratin Sabina Peter Kostli, nach ihr folgt Kantonsratin Cornelia Hauser.

Sabina Peter Kostli, Kantonsratin, Die Mitte/EVP: Als Mitvorstdsserin und im Namen
der Fraktion Die Mitte/EVP danke ich dem Regierungsrat fur die sorgfaltige Beantwor-
tung der Motion. In seiner Beurteilung gelangt der Regierungsrat zum Schluss, dass so-
wohl die kantonalen Bestimmungen wie auch die kantonale Praxis den Anforderungen
entspreche von Art. 62 Abs. 3 der Bundesverordnung an die Sonderschulung behinder-
ter Kinder und Jugendlicher. Auch verfige der Kanton Thurgau aktuell Uber genltgend
Sonderschulungsplatze, um nach Erfillung der obligatorischen Schulzeit die geforderte
Fortsetzung der Beschulung bis langstens zum vollendeten 20. Altersjahr zu gewahrleis-
ten. Die Mitglieder der Fraktion Die Mitte/EVP erachten das Anliegen der Motionare und
Motionarinnen grundsatzlich als unbestritten und nachvollziehbar, zumal Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen haufig eine Entwicklungsverzégerung aufweisen. Gestutzt
auf die regierungsratliche Antwort, nach welcher eine alters- und entwicklungsgemasse
Beschulung weitestgehend erfolgt, wird der Vorstoss jedoch als erfullt erachtet, zumal
Verbesserungen mit dem parlamentarischen Instrument der Motion nicht anzugehen
sind. Hingegen bestehen sehr wohl Optimierungsmdglichkeiten, wie dies der Regie-
rungsrat selber erkannt hat, wie beim kantonalen Sonderschulkonzept beziglich Schul-
austritt. Auch bestehen beim Gesetz Uber die ,Finanzierung von Leistungen fur erwach-
sene Menschen mit Behinderung®, kurz FLEMBG, im aufgenommenen § 5 Entlastungs-
maoglichkeiten, indem ,Pauschalbeitrage fur weitere Betreuungsleistungen gewahrt wer-
den kénnen, sofern daflr keine anderweitige Finanzierung besteht, insbesondere flr die
Arbeitsplatzintegration, fur Transportkosten oder die Betreuung“. Damit soll die beste-
hende Licke zwischen obligatorischer Schulzeit und Erwachsenenalter geschlossen
werden. Die Frage wird sein, wie dieser Passus umgesetzt wird. Die entsprechende Ver-
ordnung ist derzeit in Erarbeitung. Angesichts explodierender Sonderschulkosten ist wei-
ter zu prufen, wie zusatzliche Anreize fur die Schulgemeinden geschaffen werden kon-
nen, damit sie mehr Kinder integrativ beschulen. Aufgrund weniger separativ beschulter
Kinder an Sonderschulen wirde sich zum einen die Platzsituation entspannen und zum
anderen sollte eine Kostenersparnis zu verzeichnen sein. Nachdem Verbesserungen
nicht mit dem parlamentarischen Instrument der Motion anzugehen sind, erklart niemand
der Fraktion Die Mitte/EVP die Motion als erheblich. Ich selber werde mir allerdings vor-
behalten, Uber geeignete parlamentarische Instrumente, wie die Subkommission DEK
oder die Fragestunde, bei Bedarf nachzuhaken.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsratin Cornelia Hauser, nach
ihr folgt Kantonsrat Stefan Leuthold.
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Cornelia Hauser, Kantonsratin, GRUNE: Vorneweg ein Zitat aus der Antwort des Regie-
rungsrates: ,Mit einer Motion kann dem Regierungsrat der Auftrag erteilt werden, dem
Grossen Rat fur den Erlass, die Abanderung oder die Aufhebung einer Verfassungsvor-
schrift, eines Gesetzes, einer grossratlichen Verordnung oder eines Grossratsbeschlus-
ses einen formulierten Entwurf zu unterbreiten.” Als Gegenstand der Motion kommt somit
die Aufnahme einer zusatzlichen Bestimmung in das Volksschulgesetz infrage. Im Vor-
feld wurde diskutiert, ob diese Motion das richtige Mittel sei. Sie haben die Antwort
soeben gehort. Kinder, die einen Sonderschulstatus haben, weisen oft ein langeres Ent-
wicklungszeitfenster auf, wobei dieses Zeitfenster nicht unbegrenzt offen ist. In der Ent-
wicklungspsychologie dauert die Adoleszenz bis circa zum 20. Lebensjahr. Neurobiolo-
gisch reift das Gehirn bis rund zum 25. Altersjahr. Kinder mit einer Entwicklungsverzdge-
rung sind darauf angewiesen, dass sie langer zur Schule gehen kénnen, um ihr Entwick-
lungspotenzial ausnutzen zu kdnnen. Eine Beendigung nach den elf Pflichtschuljahren —
zwei Jahre Kindergarten, neun Jahre Primar- und Oberstufe — bei diesen Kindern scheint
generell nicht gerechtfertigt. Die Praxis, wie sie in den Kantonen gelebt wird, dass eine
Beschulung bei diesen Kindern bis zum 18. oder 20. Lebensjahr geht, ist somit begrin-
det und entspricht dem Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, unter anderem in
Art. 62 der Bundesverfassung. Der Regierungsrat schreibt in seiner Antwort — salopp zu-
sammengefasst —, dass im Kanton Thurgau alle Ablaufe und Vorgaben gesetzlich gere-
gelt sind. Doch das stimmt nur bedingt, denn, wenn dem so ware, ware es Uberhaupt
nicht zur vorliegenden Motion gekommen. Die Praxis zeigt, dass es eine Gesetzeslicke
gibt, die zu einer Rechtsunsicherheit fihrt. Wenn die Schulpflicht erledigt ist, besteht kein
Anrecht auf weitere Beschulung. Er verweist auf die Sonderschulverordnung, § 14
Abs. 2: ,Der Austritt erfolgt spatestens mit Abschluss der Schulpflicht. Doch was die
Schulpflicht konkret beinhaltet, 1asst Interpretationsspielraum. Wir sind mit der sogenann-
ten Rechtsunsicherheit nicht einverstanden und fordern eine gesetzlich verankerte und
verbindliche Beschulungspflicht fir geistig und im Lernen beeintrachtigte Jugendliche bis
zum Alter von 20 Jahren. Die Schulpflicht flr diese Schilerinnen und Schuler endet in
unserem Verstandnis nicht nach elf Schuljahren, gerechnet mit zwei Kindergartenjahren,
sechs Primar- und drei Sekundarschuljahren, sondern spater. Auch sie haben das Recht
darauf, ein Schuljahr pro Schulstufe zu wiederholen und ein Recht auf den Besuch des
Briickenangebotes. Damit missten rechtlich mindestens 14 Schuljahre gesetzlich gere-
gelt sein, in denen diese Jugendlichen das Anrecht auf einen Platz in einer Sonderschule
haben — ungeachtet aller weiteren Umstande, idealerweise bis zum vollendeten
20. Lebensjahr. Nach einer Umfrage bei den zustandigen Schulleitungen der rund 20
Sonderschulen im Kanton Thurgau zeichnet sich das Bild, dass Schulverldangerungen ak-
tuell eher bewilligt werden als noch vor zwei Jahren. Allerdings mussen Eingaben bis zu
zwei Jahre vor Schulaustritt erfolgen. Vorgesprache, Abklarungen und Birokratie haben
massiv zugenommen, und verbindliche Zusagen stehen oft bis kurz vor Schulaustritt auf
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der Kippe. Der zeitliche Aufwand fur Schulleitungen steht in keinem Verhaltnis, und die
Situation fur betroffene Kinder und ihre Familien ist sehr belastend. Ein ablehnender
Entscheid fur eine Schulverlangerung ist aus verschiedenen Grinden problematisch.
Erstens entsteht eine Finanzierungsliicke. Vor Vollendung des 18. Lebensjahres gibt es
keine Moglichkeit fur eine IV-Rente und allenfalls Erganzungsleistungen. Ohne diese
Leistungen ist ein Aufenthalt in einer geschuitzten Werkstatte oder Beschaftigung und ei-
ne Wohnform ausserhalb einer schulischen Option nicht finanzierbar. In diesem Fall
mussen die Eltern oder das Sozialamt einspringen. Somit missen die Gemeinden neben
den Eltern die Kosten tragen. Es ist aber Aufgabe des Kantons, dass keine Finanzie-
rungsliicke entsteht und dass entsprechende Angebote nach der obligatorischen Schul-
zeit zur Verfugung stehen. Dies kann neben der verlangerten Sonderschulung eine L6-
sung im Rahmen der IV-finanzierten Ausbildung sein. Uber berufliche Massnahmen der
IV lassen sich auch Wohnmdglichkeiten finanzieren. Die IV-Rente und damit Ergan-
zungsleistungen kénnen erst ab dem 18. Lebensjahr gesprochen werden. Jugendliche,
die vorher in eine geschutzte Werkstatte gehen, kdnnen erst ab dann Uber die Ergan-
zungsleistungen eine Vergitung an die Reisekosten erhalten. So haben Eltern bei-
spielsweise einen Rollstuhltransport in eine geschitzte Werkstatte selber zu bezahlen,
was sie sich in der Regel nicht leisten kdnnen. Was tun? Die Jugendlichen zu Hause
lassen, ohne Aufgabe und Struktur, in einem Wohnheim platzieren oder umziehen? Das
sind alles keine adaquaten Lésungen. Der zweiter Punkt sind genigend Sonderschul-
platze. Uneinigkeit besteht bei der Frage, ob es genligend Sonderschulplatze im Kanton
gibt. Amtschef Beat Brillmann wie auch Sonderschulinspektor André Kesper beteuern
seit Jahren, dass der Kanton Thurgau gentgend Platze anbietet. Hier stellt sich die Fol-
gefrage, wie der Bedarf denn erhoben wird, wenn die Darstellung des Regierungsrates
von den Erfahrungen von Fachstellen und Betroffenen abweicht. Der Bedarf ist ja nicht
nur eine Frage der Quantitat, sondern auch der Qualitat. Als Mitarbeiterin der Sonder-
schule Ekkharthof, als Stiftungsratin von Vivala in Weinfelden und als Mitglied beim Ver-
band Tragerschaften und Sonderschulen Thurgau (VTST) verfolge ich die Entwicklung
mit Interesse. Jedes Jahr im Frihling werden zuséatzliche Sonderschulplatze geschaffen,
dies aus Goodwill bestehender, etablierter Sonderschulen, mit entsprechenden hdéheren
Kantonsbeitragen als Belohnung, oder durch neue Schulen, die wie Pilze aus dem Bo-
den schiessen. Doch wer garantiert die Qualitat solcher Angebote? Kleines Beispiel: Die
Klassengrossen am Ekkharthof wurden in den letzten Jahren von sechs auf bis zu neun
Schulerinnen aufgestockt, also um rund 30 % erweitert, wahrend zeitgleich massiv Un-
terrichtspersonal eingespart werden muss. Wir GRUNEN weisen auf die Wichtigkeit der
Thematik hin und sind einstimmig fur Erheblicherklarung dieser Motion.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Stefan Leuthold, nach
ihm folgt Kantonsrat Christian Mader.
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Stefan Leuthold, Kantonsrat, GLP: Ich spreche fir die GLP-Fraktion. Weil mich das An-
liegen dieser Motion persdnlich und politisch Uberzeugt, habe ich sie als Mitvorstosser
unterstutzt. Jugendliche mit Behinderung verdienen eine faire Chance auf Bildung und
Entwicklung. Dies gilt auch Uber die obligatorische Schulzeit hinaus. Ich kenne Eltern,
die verzweifelt nach Anschlussldsungen suchen, weil ihr Kind nach neun Schuljahren
noch nicht bereit ist fiir eine Ausbildung oder den Ubertritt in eine Erwachseneninstituti-
on. Diese Lucken sind real, und sie konnen die betroffenen Familien enorm belasten.
Bildungsgerechtigkeit darf nicht mit dem 16. oder 17. Geburtstag enden. Insofern danke
ich der Regierung ausdruicklich, dass sie das Thema ernst nimmt und das Sonderschul-
konzept derzeit Uberpruft. Die GLP-Fraktion lehnt die vorliegende Motion mehrheitlich
ab, nicht wegen des Ziels, sondern wegen des gewahlten Instruments. Eine Motion ver-
langt eine Gesetzesanderung, aber die nétigen Anpassungen liegen nicht auf Gesetzes-,
sondern auf Verordnungs- und Vollzugsebene. Der Regierungsrat verflugt also bereits
tiber den nétigen Spielraum, die Praxis anzupassen und Liicken zu schliessen. Eine An-
derung des Volksschulgesetzes wirde keine zusatzliche Wirkung entfalten, sie wirde
das Verfahren hochstens verzdogern. Wir wollen, dass die Jugendlichen rasch profitieren,
nicht erst nach einer langen Gesetzesrevision. Darum setzen wir auf eine gezielte Wei-
terentwicklung des Sonderschulkonzepts, wie sie die Regierung in Aussicht gestellt hat.
Dieses Konzept muss kinftig sicherstellen, dass die individuellen Bedurfnisse der Ju-
gendlichen starker gewichtet werden als starre Altersgrenzen oder formale Kriterien. Die
GLP-Fraktion wird, wie gesagt, die Motion mehrheitlich ablehnen, aber das Anliegen wei-
terhin unterstiitzen. Wir erwarten, dass die laufende Uberarbeitung des Sonderschulkon-
zepts den verfassungsmassigen Auftrag nach Art. 62 Abs. 3 BV konsequent umsetzt,
zum Wohl der Jugendlichen, ihrer Eltern und letztlich unserer ganzen Gesellschaft. Vie-
len Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Christian Mader, nach
ihm folgt Kantonsratin Ursula Senn-Bieri.

Christian Mader, Kantonsrat, EDU/Aufrecht: Die Fraktion EDU/Aufrecht dankt den Moti-
onaren fur den Vorstoss und dem Regierungsrat fur die Beantwortung. Das Anliegen der
Motionéare betrifft unter anderem auch Jugendliche, die nach der obligatorischen Schul-
zeit nicht in der Lage sind, in einer der Ublichen Anschlusslosungen anzutreten. Diese
Jugendlichen brauchen anstelle der Ublichen Anschlusslosungen eine intensivere Unter-
stltzung, in einem Gefass, das ihre Defizite gezielt férdert und ihnen anschliessend eine
Ausbildungsform ermdglicht, die ihren limitierten Moglichkeiten und Fahigkeiten ent-
spricht. Wir sprechen hier von Jugendlichen mit Beeintrachtigung und der voruberge-
henden Anschlusslésung in einer Sonderschule. Wird dieser Ubergang verkompliziert
oder sogar verpasst, folgen entmutigende und aufreibende Zeiten fir Jugendliche und
Eltern. Gemass der regierungsratlichen Beantwortung entsprechen sowohl die kantona-
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len Bestimmungen als auch die kantonale Praxis den Anforderungen von Art. 62 Abs. 3
der Bundesverordnung an die Sonderschulung behinderter Kinder und Jugendlicher.
Ebenso verfuge der Kanton Uber genligend Sonderschulplatze, um den Bedarf geméass
meiner Schilderung abzudecken. Weiter schreibt der Regierungsrat aber, dass das Son-
derschulkonzept teilweise von der kantonalen Praxis abweiche, strengere Vorausset-
zungen an einen Platz stelle. Dies vermittelt eine Unsicherheit, die fur diese sensiblen
Einzelfalle fatale Folgen haben kann. Vielleicht gibt es deshalb genug Platze. Aufgrund
dieser teilweise abweichenden Praxis gebe es Uberarbeitungsbedarf, der aktuell geprift
werde. Allenfalls hat sich hier die Motion schon gelohnt und Wirkung gezeigt. Wir gehen
davon aus, dass diese abweichenden Voraussetzungen nicht nur gepruft und festge-
stellt, sondern auch nachhaltig behoben werden. In diesem Fall ware vorauseilender
Gehorsam positiv zu werten. Dass der Regierungsrat das Instrument der Motion nicht als
passend fur dieses Anliegen beurteilt, kbnnen wir nicht abschliessend bewerten, aber es
hilft den betroffenen Jugendlichen und Eltern nicht weiter. Offensichtlich sind die operati-
ven Ablaufe teilweise fehlerhaft, Verordnungen unvollstandig, oder das Sonderschulkon-
zept weist Mangel auf. Moglicherweise sind alle Bereiche teilweise betroffen. Diese
Punkte missen nachgebessert werden — wenn man nicht schon dran ist. Deshalb hat
sich die Motion gelohnt und verdient unsere Unterstltzung, trotz der Verunsicherung, ob
das Instrument das richtige ist. Die Fraktion EDU/Aufrecht wird die Motion teilweise er-
heblich erklaren. Besten Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsratin Ursula Senn-Bieri,
nach ihr folgt Kantonsrat Oliver Martin.

Ursula Senn-Bieri, Kantonsratin, SP und Gew.: In der Motion wird bemangelt, dass die
Kriterien fir eine Verlangerung der Sonderschulung im Kanton Thurgau zu restriktiv sei-
en. Zur Begrindung werden konkrete Falle angefihrt, in denen Jugendliche mit Behinde-
rung nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit keine Verlangerung erhalten haben,
was zu einer Bildungsliicke fuhre. Die Motion fordert deshalb, fiur diese Jugendlichen
entweder ein Brickenangebot oder die Moéglichkeit einer verlangerten Sonderschulung
zu schaffen. Der Regierungsrat halt in seiner Antwort fest, dass es solche Liicken nicht
gebe und die Verlangerung der Schulzeit fir Jugendliche mit Behinderung gewahrleistet
sei, sofern bestimmte Bedingungen erfllt seien. Die entsprechenden Rahmenbedingun-
gen sind in der Sonderschulverordnung geregelt. Es stellt sich mir die Frage, weshalb
die Wahrnehmung der Betroffenen dennoch eine andere ist. Unbestritten ist, dass Eltern
von Kindern mit Behinderung mit erheblichen bulrokratischen Hirden konfrontiert sind,
um die ihnen gesetzlich zustehende Unterstutzung zu erhalten. Die Verlangerung der ob-
ligatorischen Schulzeit erfolgt nicht automatisch, sondern muss begriindet, fristgerecht
beantragt und von den zustandigen Stellen geprift und bewilligt werden. Wahrend einige
Eltern diese Anforderungen problemlos bewaltigen, stellt dies fir andere eine grosse
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Herausforderung dar. Gerade deshalb ware es fur Eltern eine wertvolle Unterstutzung,
wenn sie bei Bedarf durch ein Case Management beraten und begleitet wirden. Bis vor
wenigen Jahren wurde diese Dienstleistung von Pro Infirmis angeboten. Aufgrund der
Klrzung der kantonalen Beitrage musste dieses Angebot jedoch stark reduziert werden.
Da eine Motion weder Anderungen an der Sonderschulverordnung noch Anpassungen
des Sonderschulkonzeptes verlangen kann, lehnt die Fraktion SP und Gewerkschaften
diese Motion mit einigen Enthaltungen ab. Wir ersuchen jedoch den Regierungsrat, das
Anliegen dennoch mit der gebotenen Sorgfalt zu prifen. und den Eltern von Kindern mit
Beeintrachtigung die notwendige Unterstitzung im Case Management bereitzustellen.
Kinder und Jugendliche mit Behinderung sind besonders schutzbedurftig und bendtigen
nach Bedarf eine unabhangige Unterstitzung fur administrative Belange, die ihr Wohler-
gehen in den Mittelpunkt stellt. Es liegt im Interesse der gesamten Gesellschaft, dass
Jugendliche und junge Erwachsene entsprechend ihren individuellen Bedurfnissen be-
gleitet und gefordert werden, damit sie ein mdglichst selbstbestimmtes Leben flhren
kénnen. Besten Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Oliver Martin, nach ihm
folgt Kantonsrat Claudio Bernold.

Oliver Martin, Kantonsrat, SVP: Ich spreche fir die SVP-Fraktion, und wir danken der
Regierung fur die Beantwortung der Motion. Das Anliegen der Motionére ist berechtigt,
und auch wir sind der Ansicht, dass es die Motionare und Motiondrinnen gut meinen.
Auch wir sind der Meinung, dass wir aufpassen mussen, Kinder und Jugendliche mit Be-
eintrachtigung nicht zu vergessen, und dass wir ihnen gute Rahmenbedingungen mitge-
ben sollten. Die Regierung hat in der Beantwortung der Motion klargestellt, dass die
Sonderschulung im Kanton grundsatzlich mit der Erflllung der Schulpflicht nach neun
Jahren endet und die Fortfihrung der Sonderschulung bis zum 20. Lebensjahr verlangert
werden kann, wenn keine berufliche Eingliederung erfolgt. Die Regelungen in unserem
Kanton entsprechen den gesetzlichen bundesrechtlichen Vorgaben, sprich die kantona-
len Bestimmungen und die kantonale Praxis sind bundesverfassungskonform. Es kommt
dazu, dass die Motion nur die Aufnahme einer zusatzlichen Bestimmung im Gesetz Uber
die Volksschule fordern kann, das wurde in der Beantwortung der Motion gentigend be-
kraftigt: ,Revisionen der Sonderschulverordnung, von weiteren Verordnungen oder des
Sonderschulkonzepts kénnen mit einer Motion nicht gefordert werden.” Aus diesen
Grunden sehen wir keinen weiteren Handlungsbedarf. Die SVP-Fraktion wird die Motion
grossmehrheitlich nicht erheblich erklaren. Und ich mochte noch ein paar Worte aus
meiner Sicht anflgen: Ich habe die Motion zuerst mitunterzeichnet, weil ich der Meinung
bin, dass wir allen Jugendlichen eine gute Ausgangslage in die Berufswelt mitgeben soll-
ten. Aus meinen Erfahrungen der letzten Jahre und Monate bin ich jedoch der Meinung,
dass wir die Motion nicht erheblich erklaren sollten. Weshalb? Wir dirfen doch unserem
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Staat nicht immer mehr abgeben. Der Staat soll sich auf seine grundlegenden Aufgaben
beschranken, uns nicht zu viel vorschreiben und hineinreden, was wir tun sollen. Ich bin
selbst in viele soziale Projekte involviert, und diese laufen ohne, oder nur mit minimaler
Unterstltzung seitens Kanton, mit sehr gutem Resultat, da sie von den Birgern und
Birgerinnen getragen werden. Ich wiinsche mir, dass noch weitere Projekte so umge-
setzt werden und dass Sozialdmter solche Burger mit diesen Gefassen als Unterstut-
zung und Entlastung und nicht als Konkurrenz sehen. Das Ziel muss sein, dass Men-
schen freigesetzt werden und dass sie im Leben bestehen kdnnen — ganz einfach. Ein
ahnliches Projekt — und da mdchte ich euch auffordern —, kdnnte auch mit den Motions-
anliegen quasi als ,Bottom-up®, als Burgerinitiative umgesetzt werden. Wir haben auch
eine Mitwirkungspflicht, sehr geehrte Damen und Herren. Anstatt nach dem Staat zu ru-
fen, sollten wir selbst aktiv werden. Es gibt viele Mdglichkeiten. Vielen Dank flrs Ver-
standnis.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsrat Claudio Bernold, nach
ihm folgt Kantonsratin Marion Sontheim.

Claudio Bernold, Kantonsrat, FDP: Die FDP-Fraktion anerkennt die Bedeutung der
Sonderschulung fir Kinder und Jugendliche mit Behinderung ausdricklich. Es ist zentral,
dass diese jungen Menschen die nétige Bildung, Férderung und Begleitung erhalten, um
ihr Potenzial entfalten, um mdglichst selbststandig am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men zu koénnen; auch Uber die obligatorische Schulzeit hinaus, wenn dies sinnvoll ist.
Die Motion spricht ein reales Anliegen an. Es gab in der Vergangenheit Félle, in denen
Jugendliche nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit keine geeignete Anschluss|é-
sung fanden und teilweise in Institutionen flr Erwachsene Ubertreten mussten. Diese Si-
tuation ist fur die Betroffenen und ihre Familien versténdlicherweise schwierig und nicht
im Sinne einer altersgerechten Bildung. Wir begrissen deshalb, dass die Regierung die
Thematik ernst genommen hat und bereits reagiert zu haben scheint. Gerade weil die
Regierung bereits handelt und der gesetzliche Rahmen die nétigen Anpassungen zu-
I&sst, ist aus unserer Sicht die Motion als Instrument nicht geeignet. Eine gesetzliche
Anderung wiirde keine zusétzliche Wirkung entfalten, da die relevanten Bestimmungen
im kantonalen Recht, namentlich § 14 der Sonderschulverordnung, den verfassungs-
massigen Auftrag bereits umsetzen. Die FDP-Fraktion unterstiitzt das Anliegen der Moti-
on inhaltlich und wird sich weiterhin daflr einsetzen, dass Jugendliche mit Behinderung
im Kanton Thurgau die bestmogliche schulische Forderung erhalten. Wir erwarten, dass
die Regierung die angekiindigte Uberarbeitung des Sonderschulkonzepts konsequent
weiterfihrt und die Praxis laufend Uberprift. Weil das Ziel mit den bestehenden Mitteln
erreicht werden kann und die Motion das falsche Instrument ist, kénnen wir jedoch nicht
zustimmen. Vielen Dank.
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René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort Kantonsratin Marion Sontheim.

Marion Sontheim, Kantonsratin, SP und Gew.: Diese Motion macht auf eine Herausfor-
derung aufmerksam, die vielen von uns vermutlich nicht in dieser Form bekannt war.
Auch wenn der Regierungsrat festhalt, dass die rechtlichen Grundlagen im Kanton Thur-
gau ausreichend sind, zeigt sich in der Praxis ein anderes Bild. Zwischen formeller Re-
gelung und gelebter Realitat bestehen Liicken, insbesondere dort, wo Ubergange anste-
hen und die Zustandigkeiten zwischen Schule, Sozialamt und IV ineinandergreifen. El-
tern und Fachpersonen berichten von Unsicherheiten und Verzégerungen im Entscheid-
prozess. Diese fuhren dazu, dass Jugendliche nach der Schulpflicht teils wochen- oder
monatelang ohne klar geregelte Anschlusslosung dastehen. Fir Jugendliche mit Behin-
derung bedeutet das nicht nur einen Bruch in ihrer Férderung, sondern auch einen Ver-
lust an Struktur, an Sicherheit und an sozialer Integration. Es ist deshalb zentral, dass
die bestehenden rechtlichen Spielrdume konsequent im Sinne der betroffenen Jugendli-
chen genutzt werden. Zudem braucht es ein starkeres Bewusstsein dafur, dass Bildung
mehr ist als reine Wissensvermittlung. Fur Jugendliche mit Beeintrachtigungen geht es
um lebenspraktische Kompetenzen, soziale Teilhabe und den Aufbau von Selbstvertrau-
en. Eine rein formale Betrachtung des ,Bildungszuwachses® greift hier zu kurz. Auch
wenn die Motion nicht erheblich erklart wird, ist der Regierungsrat gefordert, den Vollzug
kritisch zu prifen und sicherzustellen, dass kein junger Mensch mit Behinderung durch
administrative Grenzen oder Zustandigkeitsfragen aus dem Bildungssystem fallt. Es geht
nicht um eine neue Gesetzesebene, sondern um eine konsequent menschenzentrierte
Umsetzung des bestehenden Rechts.

René Walther, Prasident, FDP: Ich erteile das Wort der zustdndigen Regierungsratin,
Regierungsratin Denise Neuweiler.

Denise Neuweiler, Regierungsratin, DEK: Besten Dank fur die Diskussion. Wir nehmen
aus der Diskussion mit, dass die rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen so-
weit vorhanden sind, es jedoch in der Umsetzung mehrheitlich Einwande gibt. Einerseits
sind die Fragen gestellt worden, ob die Umsetzung in allen Fallen chancengerecht er-
folgt, andererseits werden auch die komplizierten administrativen Ablaufe im Antragsver-
fahren bemangelt. Der Regierungsrat ist sich bewusst, dass die Situation von Eltern mit
Kindern mit einer Beeintrachtigung anspruchsvoll ist. Umso wichtiger ist es, dass Unsi-
cherheiten beseitigt und durch komplizierte administrative Ablaufe keine zusatzlichen
Hurden in den Weg gestellt werden. Wir nehmen diesen und die weiteren Einwande so-
wie auch die gestellten Fragen und Forderungen aus der Diskussion ernst und lassen
diese in die Uberarbeitung des Sonderschulkonzeptes einfliessen. Besten Dank.

René Walther, Prasident, FDP: Die Diskussion wird nicht weiter benltzt — geschlossen.
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Beschlussfassung

René Walther, Prasident, FDP: Wir kommen zur Beschlussfassung. Bitte stimmen Sie
jetzt Uber die Erheblicherklarung der Motion ab.

Abstimmung:
Ja: 11

Nein: 89
Enthaltung: 15

René Walther, Prasident, FDP: Sie haben die Motion mit 89:11 Stimmen bei 15 Enthal-
tungen als nicht erheblich erklart. Das Geschéft ist somit erledigt.
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René Walther, Prasident, FDP: Liebe Ratskolleginnen und Ratskollegen, wir haben die
Traktandenliste der heutigen Sitzung zu einem grossen Teil abgetragen. Wir kommen zu
den neu eingegangenen parlamentarischen Vorstdssen:

Einfache Anfrage von Kenny Greber vom 22. Oktober 2025 ,Freiwilliger Lohnsteuer-
abzug als Instrument zur Schuldenpravention und Reduktion von Sozialhilfekosten®
Einfache Anfrage von Peter Haldemann, Ulrich Marti vom 22. Oktober 2025 ,uber die
Anwendung des Art. 38 bzw. Art. 38a GSchG im Kanton Thurgau®

Interpellation von Oliver Martin, Hermann Lei, Gottfried M&ckli, Cornelia Blchi mit 43
Mitunterzeichnenden vom 22. Oktober 2025 ,Neues EU-Vertragspaket: Dynamische
Rechtsibernahme schwacht Kantonsrat®

Interpellation von Judith Ricklin, Eveline Bachmann, Cornelia Hauser, Kilian Imhof,
Ursula Senn-Bieri mit 64 Mitunterzeichnenden vom 22. Oktober 2025 ,Staatliche
Konkurrenz auf Kosten der Beratungsvielfalt? Sicherstellung fairer Marktbedingun-
gen fur private Anbieter in der Laufbahnberatung®

Interpellation von Ursula Senn-Bieri, Dean Kradolfer, Nicole Zeitner mit 57 Mitunter-
zeichnenden vom 22. Oktober 2025 ,Sonderbeschulung und deren Alternativen®
Interpellation von Ursula Senn-Bieri, Dean Kradolfer, Nicole Zeitner mit 44 Mitunter-
zeichnenden vom 22. Oktober 2025 ,Zukunftsorientierte Bildungspolitik — Wege aus
dem Bildungsdilemma?“

Die nachste Ratssitzung findet am Mittwoch, 5. November 2025, im Rathaus Weinfelden
statt. Sie wird halbtagig durchgefihrt. Die Sitzung ist geschlossen.

Ende der Sitzung: 11.53 Uhr

Der Prasident des Grossen Rates

Die Mitglieder des Ratssekretariates

28/44



	1. Kantonsbürgerrechtsgesuche (24/EB 5/197)
	2. Interpellation von Thomas Leu, Attila Wohlrab, Fabrizio Hugentobler, Markus Bürgi, Martina Pfiffner Müller vom 18. Dezember 2024 „Lohndeckelung für die Mitglieder der Konzernleitung der Axpo Holding AG“ (24/IN 12/97)
	3. Totalrevision des Einführungsgesetzes zu den Bundesgesetzen über die Alters- und Hinterlassenenversicherung und über die Invalidenversicherung  (EG AHVG/IVG) (24/GE 6/120)
	4. Parlamentarische Initiative von Vico Zahnd vom 8. Mai 2024 „Anpassung der  Finanzkompetenzen“ (20/PI 17/679)
	5. Nachtragskredit 2025 zum kantonalen Energieförderprogramm (24/BS 17/168)
	6.  Motion von Reto Ammann, Daniel Eugster, Stephan Tobler vom 26. Oktober 2022 „Thurgauer Sport- und Kulturförderung im Gleichschritt“ (20/MO 38/396)
	7.  Motion von Judith Ricklin, Sabina Peter Köstli, Christian Mader, Manuela Fritschi, Stefan Leuthold, Traudi Schönegger, Cornelia Hauser vom 28. August 2024 „Schaffung der Gewährung der Sonderschulung für Kinder und Jugendliche mit Behinderung gemäs...

